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BRUTTOINLANDSPRODUKT

Quelle: Statistisches Bundesamt (StBA)

Bruttoinlandsprodukt, preisbereinigt

Bruttoinlandsprodukt, preis- und kalenderbereinigt

Veränderungen gegenüber Vorjahr in %
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Wirtschaftliche Schwäche hält zum Jahresende an 

KONJUNKTURSCHLAGLICHT 
Januar 2025

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist nach ersten, vorläufigen Schätzungen des Statistischen Bundesamtes im Jahresendquartal 
preis-, kalender- und saisonbereinigt im Vergleich zum Vorquartal leicht um 0,1 % zurückgegangen. Für das Gesamtjahr 2024 
ergibt sich demnach eine Abnahme des preisbereinigten BIP gegenüber dem Vorjahr von 0,2 %. Ursächlich für die nunmehr 
seit zwei Jahren anhaltende wirtschaftliche Stagnation waren sowohl konjunkturelle als auch strukturelle Faktoren. Durch die 
Nachwirkungen der massiven Kaufkraftverluste infolge des Preisschocks, eine anhaltend restriktive Geld- und Fiskalpolitik, 
die Abschwächung auf dem Arbeitsmarkt sowie die andauernden geopolitischen Krisen wurde die Konsum- und Investitions-
bereitschaft konjunkturell gedämpft. Als strukturelle Belastungen schlugen der demografische Wandel, eine abnehmende 
internationale Wettbewerbsfähigkeit und im internationalen Vergleich hohe Energiekosten negativ zu Buche.

Gesamtwirtschaft

AUSSENHANDEL (WAREN UND DIENSTLEISTUNGEN)

Monate, in Mrd. Euro, kalender- und saisonbereinigt

Quelle: Deutsche Bundesbank (BBk)
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Die deutschen Ausfuhren drehen zuletzt ins Plus: Die nomi-
nalen Ausfuhren von Waren und Dienstleistungen haben 
im November saison- und kalenderbereinigt mit +2,1 % 
gegenüber dem Vormonat wieder zugelegt. Im aussagekräf-
tigeren Dreimonatsvergleich war allerdings noch ein Minus 
von 1,1 % zu verzeichnen. Die nominalen Einfuhren von 
Waren und Dienstleistungen nahmen im Vormonatsver-
gleich saison- und kalenderbereinigt um +0,4 % zu, im Drei-
monatsvergleich lagen sie ebenfalls mit +0,7 % leicht im 
Plus. Aktuelle Frühindikatoren deuten für das Schlussquar-
tal 2024 jedoch keine weitere Belebung der Exporttätigkeit 
an.

Außenwirtschaft
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GfK-Konsumklima  (linke Skala)

GFK-KONSUMKLIMA UND EINZELHANDEL 
OHNE KFZ
GfK-Konsumklima, saisonbereinigte Salden der positiven 
und negativen Antworten Einzelhandel ohne Kfz, Monate, 
Volumenindex 2015 = 100, kalender- und saisonbereinigt 

Quellen: Gesellschaft für Konsumforschung (GfK), Statistisches Bundesamt (StBA), 
Deutsche Bundesbank (BBk)

Einzelhandel ohne Kfz (rechte Skala)
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Einzelhandelsumsatz stagniert, moderate Erholung im 
Trend aber intakt. Der Einzelhandel (ohne Kfz) stagnierte 
im November mit einem leichten preisbereinigten Umsatz-
rückgang von 0,1 %, aber im Dreimonatsvergleich ergab 
sich ein Plus von 2,3 %. Laut Prognose der GfK wird das 
Konsumklima im Januar leicht um 1,8 Zähler auf -21,3 Pt. 
steigen. Das HDE-Konsumbarometer trübte sich zu Jahres-
beginn allerdings deutlich ein. 

Zum Jahresende entwickelte sich der Arbeitsmarkt ver-
gleichsweise stabil, aber die Aussichten bleiben trübe. So 
nahm die Erwerbstätigkeit im November gegenüber dem 
Vormonat saisonbereinigt um 23.000 Personen zu, wäh-
rend die registrierte Arbeitslosigkeit im Dezember um 
10.000 Personen zunahm. Die Frühindikatoren von IAB 
und ifo lassen noch keine spürbare Erholung auf dem 
Arbeitsmarkt zu Beginn des neuen Jahres erwarten.

Die Produktion hat sich im November (preis-, kalender- und 
saisonbereinigt) etwas gefestigt, aber die Bestellungen nah-
men aufgrund volatiler Großaufträge ab. Im aussagekräfti-
geren Dreimonatsvergleich hat die Industrie allerdings ihre 
Ausbringung um 1,3 % gedrosselt, obwohl gleichzeitig die 
Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe um 1,7 % 
zulegten. Bei der Industriekonjunktur zeichnet sich insge-
samt noch keine Trendwende ab. Die Stimmungsindikatoren 
von ifo und S&P Global liegen nach wie vor auf niedrigem 
Niveau. 

Produktion Arbeitsmarkt 

Privater Konsum

0 4

Nähere Informationen in Jung et al. (2019): „Das neue Konjunkturschlaglicht:  
Was steckt hinter den Pfeilen?“, Schlaglichter der Wirtschaftspolitik 01/2020

LEGENDE

Indikatoren in einem Teilbereich wachsen mehrheitlich überdurchschnittlich

Indikatoren in einem Teilbereich entwickeln sich durchschnittlich bzw. gemischt

Indikatoren in einem Teilbereich gehen mehrheitlich zurück

INDUSTRIEPRODUKTION UND AUFTRAGS-
EINGANG IM VERARBEITENDEN GEWERBE
Monate, Volumenindex 2021 = 100, kalender- und saisonbereinigt

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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Kfz-Industrie:  
Deutlicher Exportüberschuss bei E-Autos

Ein- und Ausfuhr von E-Autos, in Mrd. Euro
Mrd. Euro
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Deutschland exportierte im Oktober 2024 E-Autos im Wert von mehr als 2,7 Milliarden Euro. Die Importe beliefen sich im selben Monat auf  
einen Wert von rund 600 Millionen Euro. Dies bedeutet einen Exportüberschuss von 2,1 Milliarden Euro. Seit Anfang des Jahres 2022 stiegen die 
deutschen E-Auto-Exporte wesentlich stärker als die entsprechenden Importe. Seit einem Höhepunkt im 4. Quartal 2022 fallen die Importe im 
Trend sogar, wohingegen die Exporte auf einem zu den Vorjahren weitaus höheren Niveau verblieben. Die Hauptabnehmenden der deutschen 
Gesamtexporte von E-Autos in Höhe von 21,67 Milliarden Euro waren im Jahr 2024 die USA (19,2 Prozent), die Niederlande (16,01 Prozent)  

und Belgien (14,12 Prozent). Insgesamt liegt der Wert der Exporte in den ersten zehn Monaten des Jahres 2024 im Vergleich zum  
Vorjahreszeitraum zwar etwas niedriger – eine Trendumkehr lässt sich daraus jedoch nicht ablesen.

Quelle: Statistisches Bundesamt, 2024. Abgebildet ist Deutschlands Außenhandel für E-Autos mit den EU-Ländern, Japan, China, Südkorea,  

USA und der Schweiz im Zeitraum 2020 bis 2024
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D as Bundeskabinett hat den Jahreswirtschaftsbericht 
am 29. Januar 2025 beschlossen. Die Bundesregie-
rung stellt im Jahreswirtschaftsbericht ihre wirt-

schafts- und finanzpolitischen Schwerpunkte sowie ihre 
Konjunkturprognose für das laufende Jahr vor und nimmt 
zum Jahresgutachten des Sachverständigenrates zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung Stellung.

Der Jahreswirtschaftsbericht 2025 steht aufgrund der vor-
gezogenen Wahlen zum 21. Deutschen Bundestag unter 
besonderen Vorzeichen. Anders als sonst ist eine Voraus-
schau auf die Wirtschafts- und Finanzpolitik des laufenden 
Jahres nur sehr eingeschränkt möglich. Die Bundesregie-
rung erfüllt mit dem Bericht gleichwohl ihre gesetzliche 
Pflicht. Neben dem Ausblick auf die wirtschaftliche Ent-
wicklung im Rahmen der Jahresprojektion fasst der Bericht 
wesentliche Vorhaben und Projekte des letzten Jahres zu-
sammen und stellt u. a. die wirtschafts- und finanzpolitische 
Ausgangslage für das laufende und die kommenden Jahre 
dar. Hierbei werden mit der gebotenen Zurückhaltung auch 
Herausforderungen und Handlungsoptionen benannt.

JAHRESPROJEKTION 2025

Die deutsche Wirtschaft befindet sich nach zwei Jahren der 
wirtschaftlichen Stagnation zur Jahreswende 2024/25 in 
einer schwierigen Ausgangslage. Seit der Corona-Pandemie 
und dem russischen Überfall auf die Ukraine stagniert die 
deutsche Wirtschaft infolge der damit verbundenen Ener-
giepreisanstiege und Kaufkraftverluste sowie zunehmender 

struktureller Herausforderungen durch den demografi-
schen Wandel, eine zunehmende geopolitische Fragmen-
tierung und eine abnehmende Wettbewerbsfähigkeit. Wäh-
rend Wachstumsimpulse im vergangenen Jahr vor allem 
von den öffentlichen und in geringerem Maße von den 
privaten Konsumausgaben kamen, gingen die Investitionen 
in Maschinen, Anlagen und Bauten deutlich zurück. Die 
stark exportorientierte Industrie hat mit Gegenwind durch 
eine schwächere Wettbewerbsposition und steigende Pro-
duktionskosten zu kämpfen. Zudem wurde die Wachstums-
initiative der Bundesregierung in Folge des vorzeitigen 
Koalitionsendes nur zum Teil umgesetzt. 

Insgesamt rechnet die Bundesregierung in ihrer Jahrespro-
jektion für 2025 mit einem verhaltenen Anstieg des preis-
bereinigten Bruttoinlandsprodukts (BIP) um 0,3 Prozent. Die 
binnenwirtschaftliche Nachfrage dürfte sich angesichts der 
anhaltenden geopolitischen Unsicherheiten sowie der noch 
unklaren wirtschafts- und finanzpolitischen Ausrichtung 
der nächsten Bundesregierung zunächst noch schwach ent-
wickeln. Bei nachlassender Inflation, weiter steigenden 
Realeinkommen (siehe Abbildung 1) und zunehmender Klar-
heit über die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ist im 
späteren Jahresverlauf dann mit einer etwas anziehenden 
binnenwirtschaftlichen Dynamik zu rechnen. Wachstums-
impulse dürften zunächst vor allem von den privaten Kon-
sumausgaben ausgehen, die preisbereinigt um 0,5 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr zunehmen dürften. Bei 
den Ausrüstungsinvestitionen ist 2025 insgesamt 
ein Zuwachs von 1,1 Prozent zu erwarten – auch 

ABBILDUNG 1: ENTWICKLUNG DER NOMINAL- UND DER REALLÖHNE UND DER INFLATION

Quelle: Statistisches Bundesamt
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weil staatliche Ausrüstungsinvestitionen aus dem Sonder-
vermögen Bundeswehr positive Impulse liefern. Die Bau-
investitionen dürften dagegen trotz der leichten Belebung 
am aktuellen Rand im Jahresdurchschnitt 2025 abermals 
zurückgehen (-0,6 Prozent). Auch bei den Ausfuhren rechnet 
die Bundesregierung infolge einer strukturell nachlassenden 
Wettbewerbsfähigkeit und zunehmender geo- und handels-
politischer Spannungen mit erneuten Einbußen von  
0,3 Prozent. Ein wesentlicher Risikofaktor sind die angekün-
digten US-Zollerhöhungen. Je nach konkreter Gestaltung 
könnten diese den Welthandel und die deutschen Exporte 
empfindlich treffen. Bei leicht anziehender Binnennach-
frage dürften die Importe gleichzeitig um 1,9 Prozent ex-
pandieren, so dass der Außenhandel per Saldo einen nega-
tiven Beitrag zum Wachstum des Bruttoinlandsproduktes 
von -0,9 Prozentpunkten liefern dürfte.

Auf dem Arbeitsmarkt dürfte sich die erwartete moderate 
konjunkturelle Erholung erst mit Verzögerung bemerkbar 
machen. Die Bundesregierung geht für das laufende Jahr 
von einer Stagnation der Erwerbstätigkeit aus. Einem Be-
schäftigungsaufbau im Bereich der sozialen Dienstleistun-
gen dürfte dabei zunächst ein weiterer Abbau der Beschäf-
tigung in den produzierenden Branchen gegenüberstehen. 
Angesichts eines zunehmenden qualifikatorischen Mis-
matches zwischen Arbeitsangebot und -nachfrage dürften 
die Beschäftigungsperspektiven für Arbeitslose jedoch 
weiterhin schwierig bleiben, so dass die Arbeitslosigkeit im 
Jahresdurchschnitt voraussichtlich um 120.000 Personen 
steigt. 

Bei den Verbraucherpreisen rechnet die Bundesregierung 
für dieses Jahr mit einer Inflationsrate von 2,2 Prozent. 
Einem leicht überdurchschnittlichen Zuwachs bei den 
Dienstleistungspreisen, die wesentlich durch die zuvor hö-
heren Lohnabschlüsse geprägt waren, stehen die anhalten-
den Wirkungen der vorangegangenen geldpolitischen 
Straffungen, gesunkener Energiekosten sowie entlastende 
Preisentwicklungen auf den vorgelagerten Preisstufen 
gegenüber. Temporär inflationserhöhende Effekte ergeben 
sich zu Jahresbeginn 2025 durch administrative Preiserhö-
hungen wie die Anhebung der CO2-Abgabe, gestiegene 
Portogebühren, die Anhebung des Preises für das Deutsch-
landticket sowie erhöhte Beitragssätze bei Kranken- und 
Pflegeversicherungen.

STRUKTURREFORMEN FORTFÜHREN, WETTBE-
WERBSFÄHIGKEIT NACHHALTIG STÄRKEN

Jenseits der kurzfristigen Hürden für eine neue wirtschaft-
liche Dynamik steht Deutschland aus Sicht der Bundesre-
gierung vor vier strukturellen Herausforderungen, denen 
sich die Wirtschafts- und Finanzpolitik weiterhin widmen 
muss. 

1.	 Die geopolitische Zeitenwende erfordert zusätzliche 
Ausgaben für Landes- und Bündnisverteidigung wie 
auch die Unterstützung der Ukraine. Hinzu kommt eine 
immer konfrontativere Handelspolitik, die zu zuneh-
mender Fragmentierung der Weltwirtschaft führt. Dies 
trifft die deutsche Wirtschaft mit ihrer traditionell star-
ken Exportorientierung in besonderem Maße.

2.	 Durch die demografische Alterung ist mit einer Ver-
schärfung bereits bestehender Fachkräfteengpässe und 
deutlich erhöhtem Druck auf die Finanzierung der So-
zialversicherungssysteme zu rechnen.

3.	 Der aufgrund des Klimawandels notwendige Umbau 
der Wirtschaft auf dem Weg zur Treibhausgasneutrali-
tät geht mit entsprechenden Kosten einher und erfor-
dert umfassende private, aber auch öffentliche Inves-
titionen.

4.	 In den vergangenen Jahrzehnten vernachlässigte Stand-
ortfaktoren hemmen Produktivität und Wachstums-
potenzial. Hier sind immenser öffentlicher Investitions-
stau bei Digitalisierung, Infrastruktur und Verteidigung, 
aber auch eine teils übermäßige Bürokratie unter an-
derem in Folge europäischer Vorgaben, Berichts- und 
Nachweispflichten zu nennen. Darüber hinaus gibt es 
große Herausforderungen im Bildungsbereich, ange-
fangen bei der frühkindlichen Bildung bis hin zur Be-
rufsbildung.

Um das zuletzt schwache Wachstumspotenzial der deut-
schen Wirtschaft zu stärken und den oben genannten He-
rausforderungen zu begegnen, hat die Bundesregierung seit 
Beginn dieser Legislaturperiode verstärkt auf angebotssei-
tige Reformen gesetzt. Sie hat dazu das Thema Bürokratie-
abbau einschließlich Planungs- und Genehmigungsbe-
schleunigung in den vergangenen zwei Jahren stark 
priorisiert und zahlreiche Weichenstellungen vorgenom-
men. So wurden unter anderem durch das vierte Bürokra-
tieentlastungsgesetz diverse Regeln und Abläufe verein-
facht. Mit dem „Pakt für Planungs-, Genehmigungs- und 
Umsetzungsbeschleunigung“ hat die Bundesregierung ge-
meinsam mit den Ländern Fristen verkürzt und einzelne 
Prüfschritte in Genehmigungsverfahren reduziert. 

Mit den Praxischecks hat sie ein neues Instrument einge-
führt, welches gezielt Wechselwirkungen zwischen den 
verschiedenen Regelungen in den Blick nimmt. Dabei wer-
den im Austausch zwischen Unternehmen, Verwaltungen 
sowie weiteren Expertinnen und Experten anhand konkre-
ter Fallkonstellationen gemeinsam bürokratische Hemm-
nisse und Lösungsansätze identifiziert. Das Ver-
fahren wurde erfolgreich mit dem Praxischeck 
„Errichtung und Betrieb von Photovoltaik-An-
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lagen“ pilotiert; der Großteil der identifizierten Hemmnis-
se ist bereits aus dem Weg geräumt, u.a. im Solarpaket. Die 
Ressorts setzen einen Beschluss der Wachstumsinitiative 
dazu um und führen nunmehr vermehrt Praxischecks 
durch. Die Anstrengungen der Bundesregierung wirken sich 
bereits jetzt positiv aus: Wie der Nationale Normenkontroll-
rat feststellt, wurde die Wirtschaft zwischen Juli 2023 und 
Juni 2024 um mehr als 400 Millionen Euro Erfüllungsauf-
wand entlastet.

Um das Arbeitsangebot trotz der Auswirkungen der demo-
grafischen Alterung zu stabilisieren oder sogar auszuweiten, 
hat die Bundesregierung Reformen zur besseren Nutzung 
des Erwerbspersonenpotenzials umgesetzt bzw. in die Wege 
geleitet. So hat sie umfassende Maßnahmen für eine be-
schleunigte und bürokratieärmere qualifizierte Einwande-
rung umgesetzt. Gleichzeitig hat sie zahlreiche Hürden bei 
der Arbeitsmarktintegration von bereits Zugewanderten 
abgebaut. Dies dürfte dazu beigetragen haben, dass die Er-
werbstätigkeit im Durchschnitt des vergangenen Jahres mit 
rund 46 Millionen Personen einen Höchststand erreichte.

Auch stellt die Bundesregierung weiterhin finanzielle Mit-
tel für den Ausbau und die Qualität der Kindertagesbetreu-
ung zur Verfügung, die einen Beitrag zu einer umfangrei-
cheren Erwerbstätigkeit von Müttern leisten kann. Um die 
Erwerbsfähigkeit im Zuge der Transformation und sich 
verändernder Qualifikationsanforderungen aufrechtzu-
erhalten, wurde die Aus- und Weiterbildung beispielsweise 
durch das Qualifizierungsgeld oder die Ausbildungsgaran-

tie gestärkt. Diese Maßnahmen tragen auch zu einer besse-
ren Entwicklung der Arbeitsproduktivität bei.

Im Zuge der durch den russischen Angriffskrieg ausgelösten 
Energiekrise 2022/2023 ist es in einem gesamtgesellschaft-
lichen Kraftakt gelungen, die Energieversorgung über alle 
Energieträger hinweg zu stabilisieren und sich von der star-
ken Abhängigkeit von russischen Energieimporten zu lösen. 
Auch dank der Maßnahmen der Bundesregierung, wie z. B. 
den temporär eingeführten Strom-, Gas- und Wärmepreis-
bremsen, konnten die unmittelbaren Krisenfolgen abgemil-
dert werden. Jenseits dieser akuten Stabilisierungsmaßnah-
men hat die Bundesregierung die Grundlagen für eine 
deutlich stärkere Dynamik beim Ausbau von erneuerbaren 
Energien sowie der Netzinfrastruktur gelegt und zügig eine 
Infrastruktur für Flüssigerdgas aufgebaut. Dies hat einen 
Beitrag dazu geleistet, dass in den beiden vergangenen Jah-
ren jeweils Rekorde beim Ausbau und den Genehmigungen 
erneuerbarer Energien erreicht wurden. Die Strom- und 
Gaspreise an den Kurzfristmärkten sind gegenüber den Kri-
senjahren mittlerweile deutlich gesunken. So lag der durch-
schnittliche Strompreis für Neuabschlüsse in der Industrie 
im Jahr 2024 durch Abschaffung der EEG-Umlage unter dem 
Niveau von 2017 bis 2020. Allerdings hat sich mit der Ener-
giekrise der Abstand der Endverbraucherpreise der deut-
schen Industrie für Strom und Gas im Vergleich zu wichtigen 
internationalen Wettbewerbern wie den USA vergrößert. Vor 
diesem Hintergrund ist wesentliches Ziel der Bun-
desregierung, die Energiepreise wieder rückzu-
führen.

ABBILDUNG 2: GENEHMIGUNGSBESCHLEUNIGUNG IM AUSBAU DER ERNEUERBAREN ENERGIEN UND 
NETZINFRASTRUKTUR

Quelle: Eigene Darstellung, Bundesnetzagentur. *Stand Q3 2024 mit Prognose für Q4 2024. 
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Um die Transformation der Industrie zu unterstützen und 
die Resilienz des Standorts zu erhöhen, hat die Bundesre-
gierung den Hochlauf neuer Technologien ermöglicht. Sie 
hat dazu u. a. das Konzept der grünen Leitmärkte zur Stär-
kung der Nachfrage nach grünen Grundstoffen, Produkten 
und Technologien entwickelt. Zudem hat sie die Ansiedlung 
in Schlüsseltechnologien wie Wasserstoff, Batteriezellfer-
tigung, Mikroelektronik, digitalen Technologien und Bio-
technologie unterstützt.

Die Bundesregierung hat den deutschen Wirtschaftsstand-
ort durch Maßnahmen im Bereich Investitionen, For-
schung- und Entwicklung und Handel nachhaltig gestärkt. 
So hat sie die übergreifenden Rahmenbedingungen für 
Investitionen insbesondere durch attraktivere Abschrei-
bungsbedingungen, weitergehende Möglichkeiten zur  
Verlustverrechnung sowie eine mehrfach erheblich aus-
geweitete steuerliche Förderung von Forschungs- und Ent-
wicklungsausgaben verbessert. Mit dem Zukunftsfonds und 
der WIN-Initiative („Wachstums- und Innovationskapital 
für Deutschland“) soll das Ökosystem für Wagniskapital 
gestärkt und somit der Zugang zu Kapital für innovative 
Start-ups erleichtert werden. Die Investitionen in die Ver-
kehrsinfrastruktur wurden signifikant gestärkt, insbeson-
dere im Bereich der Schiene. Gleichzeitig konnten zuletzt 
deutliche Fortschritte bei der digitalen Infrastruktur er-
reicht werden. Die Diversifikation der Außenhandelsbezie-
hungen ist vorangeschritten und neue Abkommen wie jenes 
mit den Mercosur-Staaten wurden ausverhandelt oder sind 
in Arbeit.

Angesichts der Größe der Herausforderungen ist es umso 
wichtiger, sich die immensen Stärken Deutschlands bewusst 
zu machen. Kaum ein anderes Land verfügt über eine solche 
Vielfalt an exzellenten, gerade auch mittelständischen 
Unternehmen. Nach wie vor wird die hohe Fachkompetenz 
in den deutschen Betrieben und die institutionelle For-
schungslandschaft und das damit verbundene Innovations-
potenzial in Deutschland weltweit geschätzt. Diese Stärken 
bilden auch unter Berücksichtigung der im Vergleich zu 
anderen führenden Wirtschaftsnationen deutlich geringe-
ren öffentlichen und privaten Verschuldung eine gute  
Ausgangsposition, um die großen gesamtwirtschaftlichen 
Investitionsbedarfe zu adressieren und die Wettbewerbs-
fähigkeit wieder zu verbessern.

INVESTIVE IMPULSE SETZEN, UNSICHERHEITEN 
ABBAUEN

Die Transformation zur Klimaneutralität, die digitale Trans-
formation und die erforderliche Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit verlangen der Wirtschaft erhebliche Anpas-
sungen ab. In kurzer Zeit müssen erhebliche – vorrangig 
private – finanzielle Mittel mobilisiert werden, um in neue 
Technologien, Infrastrukturen und Prozesse zu investieren 

sowie neue Wachstumsmärkte zu erschließen. Dafür 
braucht es verlässliche Rahmenbedingungen, aber auch zu-
sätzliche Investitionsanreize. 

Der finanzpolitische Kurs der Bundesregierung ist seit 2023 
als Ergebnis der Rückführung krisenbedingter Entlastungs- 
und Stabilisierungsmaßnahmen, die zur Bewältigung der 
Corona- und der Energiekrise notwendig waren, moderat 
restriktiv ausgerichtet, wie auch die übereinstimmenden 
Einschätzungen von IWF, OECD und der EU-Kommission 
zeigen. Dieser Kurs ist auch im Kontext der zeitweise hohen 
Preissteigerungsraten zu sehen, die sich seit Ende 2023 deut-
lich verringert haben, aber noch immer auf erhöhtem Ni-
veau lagen. Im Zuge der Verringerung des fiskalischen Spiel-
raums im Klima- und Transformationsfonds um insgesamt 
60 Milliarden Euro als Konsequenz des Urteils des Bundes-
verfassungsgerichts vom November 2023 mussten wirt-
schaftspolitische Vorhaben verstärkt priorisiert werden. Das 
betrifft insbesondere finanzielle Anreize für Investitionen 
von Unternehmen und privaten Haushalten und dürfte 
zwischenzeitlich die Unsicherheit bei Wirtschaftsakteuren 
erhöht haben.

Daher ist die Wirtschafts- und Finanzpolitik künftig doppelt 
gefordert: Es gilt, den in den vergangenen Jahren einge-
schlagenen Weg struktureller Reformen konsequent fort-
zusetzen und zugleich das Vertrauen der Wirtschaftsakteu-
re zu stärken. Für die mittelfristigen Wachstumsaussichten 
sind die Bereiche unternehmerischer Investitionen und 
Innovationen sowie Forschung und Entwicklung von be-
sonderer Bedeutung. Beispiele für mögliche Impulse zur 
Stärkung der Investitionstätigkeit wären weitere Verbesse-
rungen im Sinne eines innovationsfreundlichen steuerli-
chen Umfeldes oder die Einführung einer unbürokratischen 
und unkomplizierten Investitionsprämie. Maßnahmen zur 
Stärkung der Investitionstätigkeit würden den Standort 
Deutschland auch für ausländische Investoren attraktiver 
machen. Für gewerblich genutzte E-Autos, den klima-
freundlichen Wohnungsneubau oder den sozialen Woh-
nungsbau wären weitere, auch nachfrageseitige Impulse 
denkbar. 

KLIMAPOLITIK: TREIBHAUSGAS (THG)-
EMISSIONEN GEHEN WEITER ZURÜCK

Es bleibt im Interesse Deutschlands, national, EU-weit und 
international dazu beizutragen, die globale Treibhausgas-
entwicklung umzukehren und gleichzeitig Maßnahmen zur 
Anpassung an den Klimawandel zu ergreifen. Denn mit fort-
schreitendem Klimawandel steigen die Risiken irreversibler 
Umweltveränderungen mit nicht zuletzt erheblichen Folgen 
für die Grundlagen wirtschaftlicher Wertschöpfung. Mit 
dem europäischen Fit-for-55-Paket und der na-
tionalen Umsetzung wurden weitreichende am-
bitionierte Maßnahmen für eine wettbewerbs-
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fähige, ressourceneffiziente Wirtschaft im Sinne des 
European Green Deals und des europäischen Klimaschutz-
ziels auf den Weg gebracht. Auf nationaler Ebene gibt das 
Klimaschutzgesetz seit 2019 den nationalen rechtlichen 
Rahmen für die Klimaschutzpolitik vor. 

In den letzten Jahren konnte die Bundesregierung entschei-
dende Schritte zum Erreichen des 2030-Klimaschutzziels 
gehen: Während zu Beginn der Legislaturperiode noch eine 
Minderung der Treibhausgase bis 2030 von lediglich 49 Pro-
zent projiziert wurde, weisen die aktuellen Projektionsdaten 
einen deutlich stärkeren Rückgang der Treibhausgasemis-
sionen um knapp 64 Prozent aus. Das zeigt, dass das Gesamt-
minderungsziel des Bundes-Klimaschutzgesetzes von min-
destens 65 Prozent bis 2030 bei anhaltenden Fortschritten 
in Reichweite liegt. Insgesamt hat sich die Entkopplung von 
THG-Emissionen und ökonomischer Wertschöpfung in den 
letzten Jahren deutlich beschleunigt. So konnten zwischen 
2021 und 2023 die ausgestoßenen THG-Emissionen je  
eine Million Euro Bruttoinlandsprodukt (preisbereinigt) um  
34 Tonnen reduziert werden. Dies entspricht einer Entkopp-
lungsrate von 13 Prozent in nur zwei Jahren. Das Jahr 2023 
markiert damit die stärkste Entkopplung seit der Wieder-
vereinigung.

WOHLFAHRTSMESSUNG: ERWEITERTE PERSPEKTIVE 
AUF DAS WOHLERGEHEN UND KONVERGENZ
PROZESSE IN DER GESELLSCHAFT

Das im Jahr 2022 eingeführte und inzwischen etablierte 
Kapitel zur Wohlfahrtsmessung blickt auch im diesjährigen 
Jahreswirtschaftsbericht auf die Entwicklung wohlfahrts-
relevanter Aspekte. Mehr als 30 ausgewählte Indikatoren 
ergänzen das BIP gezielt und bilden neben ökonomischen 
auch wesentliche ökologische, soziale und gesellschaftliche 
Dimensionen ab. Der Blick richtet sich damit sowohl auf 
das quantitative als auch das qualitative Wachstum, welches 

die Lebensqualität und Zukunftsaussichten aller Bürgerin-
nen und Bürger berücksichtigt.

Die Entwicklung der Indikatoren spiegelt am aktuellen 
Rand die strukturellen Herausforderungen der deutschen 
Wirtschaft wider. So sind in den nächsten Jahren insbeson-
dere in den Bereichen der Produktivitätsentwicklung, der 
Bildung oder des Innovationspotenzials zusätzliche An-
strengungen notwendig. Gleichzeitig sind Erfolge wie eine 
insgesamt steigende Erwerbsbeteiligung, mehr Frauen in 
Führungspositionen oder das Voranschreiten der Energie-
wende für eine treibhausgasneutrale Zukunft sichtbar. An-
dere Indikatoren im Bereich des Umwelt- und Naturschut-
zes weisen hingegen noch zu geringe bzw. abflachende 
Trendverläufe in die gewünschte Richtung auf. Weiterhin 
wird die Wohlfahrtsindikatorik stetig überprüft und weiter-
entwickelt. So sind im diesjährigen Jahreswirtschaftsbericht 
erstmals Indikatoren zur Vermögensverteilung auf Basis 
neuer experimenteller Daten der EZB sowie zur Kreislauf-
wirtschaft im Zuge der Nationalen Kreislaufwirtschafts-
strategie enthalten. Auch in den kommenden Jahren wird 
es vor dem Hintergrund einer evidenzbasierten Politik 
wichtig sein, mithilfe eines solchen Indikatorensets die 
Fortschritte auf einem nachhaltigen und zukunftsfähigen 
Wachstumspfad zu verfolgen.

Referat: IA1 – Grundsatzfragen der Wirtschaftspolitik,  
IC-WA – Wirtschaftspolitische Analyse, Wohlfahrtsindikatorik, 
IC1 – Beobachtung, Analyse und Projektion der gesamt
wirtschaftlichen Entwicklung 

schlaglichter@bmwk.bund.de
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Energieversorgungssicherheit 
gewährleisten – Resilienz stärken 

Für den Wohlstand eines hochentwickelten Industrie-
landes wie Deutschland ist eine sichere Energiever-
sorgung unabdingbar. Energieversorgungssicherheit 

ist daher als zentrales Ziel im Energiewirtschaftsgesetz, dem 
Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung, verankert. 
Eine nachhaltige Energieversorgung ist gewährleistet, wenn 
die Versorgung der Allgemeinheit mit Energie jederzeit sta-
bil zu wirtschaftlichen und klimafreundlichen Bedingungen 
gesichert ist. Energieressourcen, zum Beispiel Erdöl, Erdgas 
und Strom, müssen also in ausreichender Menge und zu 
bezahlbaren Preisen verfügbar sein und sicher zu den End-
verbraucherinnen und Endverbrauchern transportiert wer-
den können. In der Energieversorgungskrise 2022/2023 
konnte die Energieversorgung nur mit großer gemeinsamer 
Anstrengung und umfassenden Maßnahmen stabil und be-
zahlbar gehalten werden. Diese Erfahrungen sowie ein Um-
feld erhöhter Risiken erfordern umsichtige Risikoanalysen 
und eine Neubetrachtung der Resilienz der Energieversor-
gung. Ziel ist es, diese Resilienz strategisch weiter zu stärken.

BEDEUTUNG DER ENERGIEVERSORGUNGSSICHER-
HEIT FÜR DEUTSCHLAND

In Deutschland werden derzeit noch rund 80 Prozent des 
Primärenergieverbrauchs – also des gesamten Verbrauchs 
an noch nicht weiterverarbeiteten Energieträgern – über 
fossile Energieträger, vor allem Mineralöle und Erdgas, ge-
deckt. Der Einsatz erneuerbarer Energieträger hat sich seit 
1990 allerdings mehr als verzehnfacht und betrug im Jahr 
2024 rund 20 % des Primärenergieverbrauchs.

Da Deutschland bis zum Jahr 2045 klimaneutral sein will, 
wird der Verbrauch von fossilen Energieträgern zukünftig 
sinken, während der Ausbau erneuerbarer Energien bei 
gleichzeitiger Elektrifizierung des Verkehrs-, Wärme- und 
Industriesektors voranschreiten wird. 

Deutschland ist in den europäischen Strommarkt 
und als Nettoimporteur von Kohle, Öl und Erdgas 
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stark in internationale Märkte eingebunden. So betrug die 
Importquote 2023 bei Erdgas 95 Prozent, bei Mineralöl 98 
Prozent und bei Steinkohle 100 Prozent. Die Importbedar-
fe an fossilen Energieträgern werden perspektivisch abneh-
men. Dennoch ist klar, dass Energieversorgungssicherheit 
nicht Energieautarkie bedeuten kann. Deutschland wird 
auch weiterhin einen Teil seines Energiebedarfs über Im-
porte decken müssen. Längerfristig werden dies Strom und 
Wasserstoff sein.

Energieversorgungssicherheit hat viele Dimensionen: Ge-
nauso bedeutend wie die grundsätzliche Verfügbarkeit von 
Ressourcen ist die Diversifizierung der notwendigen Ener-
gieimporte über verschiedene Länder, Transportrouten 
sowie beteiligte Akteure in der Lieferkette, um einseitige 
Abhängigkeiten zu vermeiden. Dies gilt sowohl für Primär-
energieträger, wie zum Beispiel Erdöl und -gas, als auch für 
Sekundärenergieträger wie Strom sowie für kritische Roh-
stoffe, Komponenten und Technologien, die für die Energie-
wende bedeutend sind. Hinzu kommt der Schutz der Ener-
gieinfrastruktur, zum Beispiel gegen Sabotage und 
Cyberattacken, aber auch gegen Extremwettereignisse, die 
als Folge des Klimawandels zunehmend auftreten. Auf  
der Nachfrageseite sind insbesondere in einer angespann-
ten Versorgungslage flankierend Kommunikationskam
pagnen und adäquate Anreizsetzung notwendig, um bei 
Letztverbraucherinnen und Letztverbraucher Energieein-
sparungen zu erzielen. Um Energieversorgungssicherheit 
zu gewährleisten, arbeiten daher viele verschiedene Fach-
bereiche interdisziplinär zusammen. Insgesamt muss Ener-
gieversorgungssicherheit als Gemeinschaftsaufgabe von 
Politik und Behörden, Energiewirtschaft und Wissenschaft 
verstanden werden, die es zudem nicht zum Nulltarif geben 
kann. 

VERANTWORTLICHE AKTEURE DER ENERGIE
VERSORGUNGSSICHERHEIT

Die Gewährleistung der Energieversorgungssicherheit in 
Deutschland ist innerhalb der gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen, unter anderem des Energiewirtschaftsgesetzes, 
primär Aufgabe der am Markt tätigen Unternehmen. Die 
Energieversorgungsunternehmen können grundsätzlich 
selbst entscheiden, wie sie diese Aufgabe erfüllen und bei-
spielsweise zu einer ausgewogenen Diversifizierung des 
Angebots beitragen. Dem Staat kommt neben der Gestal-
tung des rechtlichen Rahmens vor allem dann eine aktive 
Rolle zu, wenn der Markt die Energieversorgung nicht mehr 
eigenständig gewährleisten kann. Ereignisse, die über die 
im marktlichen Rahmen stattfindenden Prozesse hinaus-
gehen, zum Beispiel Naturkatastrophen oder geopolitisch 
bedingte Brennstoffmangelsituationen, liegen im Bereich 
der staatlichen Risiko- und Krisenvorsorge. So kann in den 
Bereichen Strom und Gas die Bundesnetzagentur in solchen 
Fällen die Funktion des sogenannten Bundeslastverteilers 
übernehmen und zum Beispiel in enger Abstimmung mit 
den Netzbetreibern Bezugsreduktionen verfügen. Im Be-
reich der Mineralölversorgung wiederum kann bei einer 
unmittelbar drohenden Störung der Energieversorgung das 
BMWK Mineralölreserven freigeben. Dies geschah zuletzt 
im März 2022 im Zuge des russischen Angriffskrieges auf 
die Ukraine. 

RAHMENGEBENDE UND UNTERSTÜTZENDE ROLLE 
DER BUNDESREGIERUNG

Energieversorgungssicherheit ist für die Bundes-
regierung von jeher ein wichtiges Handlungsfeld. 
Dies spiegelt sich auch in der Vielzahl entspre-

ABBILDUNG 1: PRIMÄRENERGIEVERBRAUCH IN DEUTSCHLAND 2024 NACH ENERGIETRÄGERN IN % 

Quelle: AG Energiebilanzen, vorläufige Zahlen. Eigene Darstellung.

Mineralöl 37 %

Erdgas 26 %

Steinkohle 7%

Braunkohle 7 %

Erneuerbare Energien 20 % 

Stromaustauschsaldo 1 % Sonstige 2 %
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chender Rechtstexte wider, die sich mit Energieversor-
gungssicherheit insgesamt oder hinsichtlich spezifischer 
Energieträger befassen. Diese rechtlichen Grundlagen be-
inhalten an vielen Stellen Regelungen zur Risikovorsorge 
und zum Risikomanagement. Dazu zählen zum Beispiel 
Vorgaben für den Betrieb und den Ausbau von Netzen und 
Reserven, Vorgaben für Gasspeicherfüllstände, die Zertifi-
zierung der Betreiber von Transportnetzen und Gasspei-
cheranlagen sowie ein Monitoring der Versorgungssicher-
heit. So wird der Rahmen für einen grundsätzlich stabilen 
und funktionsfähigen Energiemarkt geschaffen, der in der 
Lage ist, gewisse Risiken zu beherrschen. Im Falle einer 
schweren Energiekrise greift zusätzlich das Energiesiche-
rungsgesetz, das Interventionen durch bestimmte staatliche 
Maßnahmen ermöglicht, zum Beispiel Rationierungen und 
Priorisierungen, Wirtschaftsstabilisierungsmaßnahmen, 
oder, im Extremfall, auch Enteignungen. Neben dem Ener-
giewirtschaftsgesetz und dem Energiesicherungsgesetz sind 
Einzelaspekte mit Bezug zur Energieversorgung in vielen 
weiteren Gesetzestexten verankert, für den Bereich Erdöl 
zum Beispiel im Erdölbevorratungsgesetz. Auch für ein ko-
ordiniertes Vorgehen im Krisenfall ist gesorgt, unter ande-
rem über den Notfallplan Erdgas, den das BMWK erstellt 
und regelmäßig aktualisiert. 

Wie die beiden Ölpreisschocks in den 1970er Jahren, so for-
derte auch die Energiekrise 2022/23 eine Anpassung dieses 
Rahmens. Dazu zählt zum Beispiel die Diversifizierung der 
Gasversorgung hin zu einer Energieversorgung, welche 
nicht mehr auf russisches Gas angewiesen ist. Gas muss über 
Pipelines nach Deutschland importiert werden beziehungs-
weise an LNG-Terminals angelandet werden. Die Gasliefer-

verträge werden von den Gasversorgungsunternehmen 
geschlossen. Die Bundesregierung führt mit diesen einen 
engen Dialog, um Diversifizierungsmaßnahmen zu unter-
stützen. Im Jahr 2024 stammte der Großteil der deutschen 
Gasimporte aus Norwegen (48 Prozent) sowie aus LNG-Im
porten in die EU, welche über die Niederlande (25 Prozent) 
und Belgien (18 Prozent) nach Deutschland kamen (vor-
läufige Zahlen). Die Loslösung von russischem Pipelinegas, 
dessen Importanteil im Jahr 2021 noch bei über 50 Prozent 
lag, ist damit gelungen. 

ERFAHRUNGEN AUS DER KRISE UND NEUE  
HERAUSFORDERUNGEN ERFORDERN STÄRKUNG 
DER RESILIENZ 

Deutlich wurde während der Krise, wie wichtig ein effek-
tives Instrumentarium sowie handlungsfähige Institutionen 
und Behörden zur Abfederung und Überwindung von 
Schocks sind.

Das in Deutschland seit 1975 bestehende Energiesicher-
heitsgesetz wurde erstmalig aktiviert. Es war aber an vielen 
Stellen nicht auf die aktuelle Krisenlage abgestimmt und 
musste in kürzester Zeit grundlegend reformiert und er-
weitert werden. Dies wurde notwendig, um auch außer-
gewöhnliche Markteingriffe zu ermöglichen. Dazu zählten 
unter anderem die staatliche Unterstützung von system-
relevanten Unternehmen, die Einführung der Strom- und 
Gaspreisbremse sowie der schnelle Aufbau einer LNG-In-
frastruktur, um weggefallene russische Gasmen-
gen zu kompensieren. 

ABBILDUNG 2: RESILIENZKURVE – WIEDERHERSTELLUNG DER FUNKTIONSFÄHIGKEIT DER 
ENERGIEVERSORGUNG NACH EINEM SCHOCK

Quelle: Eigene Darstellung basierend auf acatech/Leopoldina/Akademienunion (2021)
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Zwei Jahre nach der Krise stehen die Energieinfrastrukturen 
in einer global veränderten Risikolandschaft zusätzlich vor 
Herausforderungen neuer Art und Dimension. Attacken 
durch Terrorismus, Spionage und andere störende und zer-
störerische Aktionen auf die Energieversorgung und kriti-
sche Infrastrukturen haben bereits stattgefunden und stel-
len zunehmend eine Gefahr für die Energieversorgung dar. 
Zu den Risiken durch geopolitische Konflikte, technische 
Ausfälle und menschliches Versagen kommen außerdem 
wachsende Risiken durch Extremwetterereignisse infolge 
der Klimaerwärmung hinzu. Zahlreiche Beispiele aus der 
jüngeren Vergangenheit zeigen, dass es nicht mehr um die 
Frage geht, ob sich Risiken materialisieren, sondern viel-
mehr darum, wann, wo und mit welcher Intensität sich 
Schocks auswirken. 

Die Erfahrungen der Krise, gepaart mit einer veränderten 
Risikolandschaft, zeigen, dass künftig die Resilienz der Ener-
gieversorgung noch deutlicher im Fokus stehen muss. Re-
silienz bedeutet in diesem Kontext, dass die Funktion eines 
Energiesystems unter Belastungen erhalten bleibt (mögli-
cherweise mit Einschränkungen) oder zumindest innerhalb 
kurzer Zeit wiederhergestellt werden kann.

Die Resilienz der Energieversorgung muss weiter gestärkt 
werden, um künftig noch besser auf krisenhafte Zustände 
vorbereitet zu sein und solche Ereignisse zu möglichst ge-
ringen Kosten für die Allgemeinheit zu bewältigen. Dazu 
muss kontinuierlich an der Verbesserung von Krisenvor-
sorge und -bewältigung gearbeitet werden. Gleichzeitig ist 
es gerade vor dem Hintergrund der vielfältigen Verände-
rungen des Energiesystems im Rahmen der Transforma-
tion hin zur Klimaneutralität wichtig, Wirkungszusammen-
hänge im Energiesystem vertieft zu analysieren und die 
verschiedenen Energieträger nicht isoliert zu betrachten. 
So ist es beispielsweise für die zukünftige Wasserstoffver-
sorgung unerlässlich, einseitige Abhängigkeiten von Beginn 
an zu vermeiden und beim Markthochlauf entsprechend 
zu berücksichtigen. Dafür ist es notwendig, die Bedeutung 
von Wasserstoff im Energiesystem der Zukunft zu analy-
sieren und Wechselwirkungen von Versorgungsrisiken 
zwischen dem Strom-, Gas- und Wasserstoffsektor zu be-
rücksichtigen. 

AUSBLICK: SZENARIENBASIERTE RISIKOANALYSEN 
ALS PRÜFSTEIN 

Ein Instrument zur Prüfung, wie gut der Energiesektor 
gegen bestimmte Schocks gewappnet ist, sind Stresstests, 
sowohl auf nationaler als auch auf europäischer Ebene. 

Solche Tests können Schwachstellen im System identifizie-
ren, um diese im Anschluss mit geeigneten Maßnahmen 
gezielt zu adressieren. Jedem Stresstest muss dabei eine 
objektive Risikoanalyse vorausgehen, welche die global ver-
änderte Risikolandschaft umfassend berücksichtigt. Basie-
rend darauf können Risikoszenarien definiert werden, de-
ren Auswirkungen mithilfe von Modellen der Energienetze 
und -märkte berechnet werden. Stresstests werden für den 
Bereich Gas unter anderem vom Verband Europäischer 
Fernleitungsnetzbetreiber Gas, ENTSO-G, durchgeführt. Für 
Deutschland hat das Energiewirtschaftliche Institut an der 
Universität zu Köln gemeinsam mit PwC, der dena und 
Prognos im Auftrag des BMWK die Auswirkungen von ver-
schiedenen Schockszenarien auf die Gasversorgungssicher-
heit untersucht. Arbeiten zur Stärkung der Krisenvorsorge 
und des Krisenmanagements werden auch zukünftig weiter 
vorangetrieben, um die Energieversorgung in Deutschland 
resilienter zu machen und somit für zukünftige Krisen ge-
wappnet zu sein. 

Referat:WEB1 – Grundsatzfragen Energiesicherheit 

schlaglichter@bmwk.bund.de

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (2024): 
Dossier zu Energieversorgungssicherheit 

Referenzen: 

acatech/Leopoldina/Akademienunion (Hrsg.) (2017):  
Das Energiesystem resilient gestalten. Maßnahmen für eine 
gesicherte Versorgung 

acatech/Leopoldina/Akademienunion (Hrsg.) (2021):  
Resilienz digitaler Energiesysteme. Wie können Blackout-
Risiken begrenzt werden? 

Bundesregierung (2023): Bericht der Bundesregierung zur  
Wirkung der Preisbremsen 

ENTSO-G (2024): Winter Supply Outlook 2024/25 – With  
Summer 2025 overview

Energiewirtschaftliches Institut an der Universität zu Köln 
(2025): Studie zur Resilienz der Gasversorgung bis 2035, im 
Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klima-
schutz, (Veröffentlichung in Kürze auf den Internetseiten des 
Energiewirtschaftlichen Instituts an der Universität zu Köln 
sowie über PwC)
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mailto:schlaglichter%40bmwk.bund.de?subject=Schlaglichter%20der%20Wirtschaftspolitik
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Dossier/energieversorgungssicherheit.html
https://www.acatech.de/publikation/das-energiesystem-resilient-gestalten-massnahmen-fuer-eine-gesicherte-versorgung/
https://www.acatech.de/publikation/das-energiesystem-resilient-gestalten-massnahmen-fuer-eine-gesicherte-versorgung/
https://www.acatech.de/publikation/rde/
https://www.acatech.de/publikation/rde/
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/B/20230816-bericht-wirkung-preisbremsen.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/B/20230816-bericht-wirkung-preisbremsen.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.entsog.eu/sites/default/files/2024-10/SO0059-24%20Winter%20Supply%20Outlook%202024-25%20with%20Summer%20Overview%202025.pdf
https://www.entsog.eu/sites/default/files/2024-10/SO0059-24%20Winter%20Supply%20Outlook%202024-25%20with%20Summer%20Overview%202025.pdf
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Innovativer Schiffbau 
sichert wettbewerbsfähige 
Arbeitsplätze

S chiffe sind nicht nur der weltweit wichtigste Ver-
kehrsträger für den Transport von Gütern, sondern 
schaffen auch die Grundlage für alle anderen Nut-

zungen von Meeren, Flüssen und Seen. Sie sind hochkom-
plexe Systeme, bei deren Bau Materialien, Anlagen und 
Komponenten mit fortschrittlicher Produktionstechno-
logie integriert werden. Die Wettbewerbsfähigkeit des deut-
schen Schiffbaus hängt wesentlich von seiner Innovations-
kraft ab. 

Hier setzt die neue Richtlinie des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Klimaschutz zum Förderprogramm „Inno-
vativer Schiffbau sichert wettbewerbsfähige Arbeitsplätze“ 
vom 24. Juni 2024 an. Sie verfolgt das Ziel, Anreize für eine 
verstärkte Innovationstätigkeit im Schiffbau zu setzen. Das 
Förderprogramm trägt zur Stärkung der Technologiefüh-
rerschaft und der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Werftindustrie bei. Die Entwicklung markt-
fähiger Lösungen für die großen technologischen Heraus-

forderungen der Branche kann langfristig Arbeitsplätze 
und Wertschöpfungsketten an den deutschen Standorten 
sichern.

Werften können sich vom Standard internationaler Wett-
bewerber abheben, wenn Innovationen zügig in Produkte 
und Verfahren umgesetzt und erfolgreich vermarktet werden. 
„Innovation“ im Sinne der Richtlinie ist hierbei die Herstel-
lung von technisch neuen oder wesentlich verbesserten Pro-
dukten („Produktinnovation“) oder die Entwicklung bzw. 
Anwendung von neuen Verfahren („Verfahrensinnovation“) 
bei der Ausführung eines Schiffbauauftrags. Gefördert wer-
den innovative Projekte oder Verfahren für den Schiffbau, 
für Schiffsreparaturen oder Schiffsumbauten bei Schiffen 
mit Eigenantrieb sowie bei Offshore-Strukturen. Eine Stär-
kung der Innovationskraft der deutschen Schiffbauindustrie 
hilft nicht nur bei der Bewältigung der notwendi-
gen klimafreundlichen Transformation der Bran-
che selbst, sondern trägt darüber hinaus maßgeb-

https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/m1nHO9QKKvXq3K5VxAD/content/m1nHO9QKKvXq3K5VxAD/BAnz%20AT%2018.07.2024%20B1.pdf?inline
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/m1nHO9QKKvXq3K5VxAD/content/m1nHO9QKKvXq3K5VxAD/BAnz%20AT%2018.07.2024%20B1.pdf?inline
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lich zur Entwicklung neuer Technologien und nachhaltiger 
Lösungen bei Zulieferern, Ingenieurdienstleistungen und im 
maritimen Sektor insgesamt bei. Das Förderprogramm unter-
stützt bei der Planung, Vorbereitung und Durchführung von 
innovativen Vorhaben und der Überleitung neuer Techno-
logien zu innovativen Produkten oder zum erfolgreichen 
Einsatz innovativer Prozesse. Dies trägt dazu bei, die High-
tech-Rolle der deutschen Werften im internationalen Ver-
gleich zu stärken. 

Bezuschusste Vorhaben fallen z. B. in den Bereich des hoch-
komplexen und innovativen Spezialschiffbaus sowie die 
Entwicklung nachhaltiger Technologien oder den Einsatz 
nachhaltiger Kraftstoffe und verantwortungsvoller Umwelt-
praktiken. Beispiele für den Spezialschiffbau im Förderpro-
gramm sind unter anderem Forschungsschiffe sowie Elekt-
ro-Solar-Fähren. Gefördert werden außerdem neuartige, 
klimafreundlichere Antriebskonzepte – mit LNG oder Strom 
– oder innovative Abgasreinigungsanlagen. Auch von den 
Werften gefertigte Offshore-Strukturen, die Einrichtungen 
zur Erzeugung, Übertragung und Speicherung von Energie 
aus erneuerbaren Quellen errichten oder betreiben, können 
in diesem Rahmen gefördert werden. Mit der Förderung 
werden vorrangig Qualitäts- und Leistungsverbesserungen 
im Klima- und Umweltbereich unterstützt.

Das Programm richtet sich an Schiffbau-, Schiffsreparatur- 
und Schiffsumbauwerften mit einer Betriebsstätte oder Nie-
derlassung in Deutschland. Kleine und mittelgroße Werften 
werden durch höhere Fördersätze besonders gefördert. 

Die Fördergelder werden grundsätzlich zu zwei Dritteln aus 
Haushaltsmitteln des Bundes sowie zu einem Drittel aus 
Haushaltsmitteln des Bundeslandes gewährt, in dem der An-
tragstellende seinen Sitz und Geschäftsbetrieb hat (Kofinan-
zierung).

Seit dem erstmaligen Inkrafttreten der Förderrichtlinie zum 
8. März 2005 wurden 261 innovative Projekte erfolgreich ge-
fördert. Das Förderprogramm wird durch das Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) administriert. Die 
Geltungsdauer der neuen Richtlinie ist bis zum 30. Juni 2027 
befristet. 

Referat: Maritime Wirtschaft und Geschäftsstelle des 
Koordinators für die maritime Wirtschaft

schlaglichter@bmwk.bund.de

www.bafa.de/isb 
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https://www.bafa.de/DE/Wirtschaft/Handwerk_Industrie/Innovativer_Schiffbau/innovativer_schiffbau_node.html
https://www.bafa.de/DE/Wirtschaft/Handwerk_Industrie/Innovativer_Schiffbau/innovativer_schiffbau_node.html
mailto:schlaglichter%40bmwk.bund.de?subject=Schlaglichter%20der%20Wirtschaftspolitik
https://www.bafa.de/DE/Wirtschaft/Handwerk_Industrie/Innovativer_Schiffbau/innovativer_schiffbau_node.html
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Wie kann Deutschland innovativer 
werden? Neue Initiative „Rückenwind 
für Innovation“ ist gestartet

I nnovationen – neue Produkte, Dienstleistungen und 
Verfahren – stärken nicht nur die Wettbewerbsfähig-
keit von Unternehmen, sondern auch der Volkswirt-

schaft insgesamt. Sie sind unerlässlich, um die digitale und 
ökologische Transformation erfolgreich zu gestalten und 
können zur wirtschaftlichen Resilienz beitragen. 

In Deutschland gibt es jedoch seit einigen Jahren Anzeichen 
dafür, dass Forschungsintensität und Innovationskraft sta-
gnieren bzw. abnehmen. So ist beispielsweise die Innova-
torenquote, die den Anteil an Unternehmen mit einer Pro-
dukt- oder Prozessinnovation in den vergangenen drei 
Jahren angibt, in den letzten Jahre stetig gesunken. Daher 
will das BMWK durch die Initiative „Rückenwind für Inno-
vation“ die Rahmenbedingungen in diesem Bereich weiter 
verbessern. Ziel der Initiative ist es, Hindernisse für Inno-
vationen zu identifizieren und hierfür konkrete Lösungs-
ansätze und Handlungsempfehlungen zu erarbeiten, um 
die Rahmenbedingungen für Innovation in Deutschland 

zu verbessern. Das BMWK hat, zunächst für drei Jahre, ein 
Konsortium aus vier Instituten beauftragt, die Initiative zu 
organisieren und administrieren: EURONORM Gesellschaft 
für Qualitätssicherung und Innovationsmanagement mbH, 
DIW Econ GmbH, IfM Bonn und empirica Gesellschaft für 
Kommunikations- und Technologieforschung mbH.

FOKUS LIEGT AUF KMU

Die Initiative „Rückenwind für Innovation“ richtet sich ins-
besondere an kleine und mittlere Unternehmen (KMU), die 
etwa 99 Prozent aller Unternehmen in Deutschland aus-
machen und oftmals über weniger Ressourcen für Innova-
tionen verfügen. Ansatzpunkt ist das innovationspolitische 
Konzept „Von der Idee zum Markterfolg“ des BMWK, das 
eine Vielzahl an Förderprogrammen vor allem für KMU und 
Startups umfasst und diese dabei unterstützen 
will, Ideen umzusetzen und erfolgreich in den 
Markt zu bringen.
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WORKSHOPS BILDEN DIE BREITE THEMEN
VIELFALT AB

Die Rahmenbedingungen für Innovationen sind komplex 
und bedingen sich gegenseitig. Die Initiative soll einen 
Überblick hierüber schaffen und die gesamte Themenviel-
falt in mehreren Clustern abbilden (s. Abbildung). Relevan-
te Akteurinnen und Akteure werden unter anderem durch 
Workshops eingebunden, in denen Handlungsempfehlun-
gen erarbeitet werden. Die Empfehlungen werden anschlie-

ßend in einem breit angelegten Stakeholderdialog disku-
tiert.

Über die kommenden drei Jahre sollen rund 30 Workshops 
zu verschiedenen Themen stattfinden. Bisher wurden die 
Themen öffentliche Beschaffung, staatliche Innovationsför-
derung, disruptive Innovationen, Innovationskooperationen 
und Innovative Frauen für den Mittelstand behandelt. Bei 
allen Themenclustern fließen die drei Querschnittsthemen 
Digitalisierung, Nachhaltigkeit und Resilienz mit ein.

Referat VIB1 – Grundsatzfragen der nationalen und internationalen Innovations- und Technologiepolitik 

RUECKENWIND-FUER-INNOVATION@bmwk.bund.de

schlaglichter@bmwk.bund.de 

Informationen zur Initiative: https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Dossier/transferinitiative.html

Informationen zur Innovationspolitik des BMWK: https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Dossier/innovationspolitik.html 

Informationen zur Förderung unter dem Dach „Von der Idee zum Markterfolg“: https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/
Technologie/von-der-idee-zum-markterfolg-2021.html
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THEMENCLUSTER IM KMU-INNOVATIONSSYSTEM

Quelle: Initiative „Rückenwind für Innovation“

Fachkräfte

Akteure:
Wissenschaft, Staat, Wirtschaft,

Zivilgesellschaft

Finanzierung

Hauptakteure:
Finanzinstitute, Staat

Rechtsrahmen

Hauptakteur:
Staat

Vernetzung

Hauptakteur:
Wirtschaft

Wissenstransfer

Hauptakteur:
Wissenschaft

KMU

Mehr Innovation durch erhöhte
• Absorbtionfähigkeit/Agilität
• Kooperationsfähigkeit
• Nutzung neuer Technologien
• Nachhaltigkeit der Geschäftsmodelle

Strategien der Bundesregierung Förderprogramme
Konzept: „Von der Idee zum Markterfolg“

mailto:RUECKENWIND-FUER-INNOVATION%40bmwk.bund.de%20?subject=
mailto:schlaglichter%40bmwk.bund.de?subject=Schlaglichter%20der%20Wirtschaftspolitik
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Dossier/transferinitiative.htm
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Dossier/innovationspolitik.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Technologie/von-der-idee-zum-markterfolg-2021.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Technologie/von-der-idee-zum-markterfolg-2021.html
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Die Potenziale von Unternehmerinnen 
für den deutschen Wirtschaftsstandort 
stärker nutzen: der Aktionsplan „Mehr 
Unternehmerinnen für den Mittelstand“ 

2023 gab es in Deutschland rund 1,2 Millionen selbständi-
ge Frauen. Diese beschäftigten in ihren Unternehmen rund 
3,2 Millionen Personen und bildeten 91.000 junge Menschen 
aus. 34 Prozent der Unternehmen gehörten Frauen und 
wurden auch von diesen geführt. Würden Frauen genauso 
häufig gründen wie Männer, könnten es viel mehr sein. Der 
deutsche Wirtschaftsstandort verzichtet laut OECD auf rund 
1,6 Millionen potenzielle Gründerinnen und Gründer – der 
Großteil von ihnen sind Frauen. Ein großes Potenzial für 
die deutsche Volkswirtschaft wird nicht ausreichend ge-
nutzt: Es könnte eine höhere Wettbewerbsfähigkeit, größe-
ren Wohlstand, mehr Arbeits- und Ausbildungsplätze sowie 
Innovationen in Deutschland geben. Daher gilt es, die Po-
tenziale von Unternehmerinnentum stärker auszuschöpfen. 
Doch wie kann das gelingen? Der im Mai 2023 veröffent-
lichte Aktionsplan „Mehr Unternehmerinnen für den Mit-
telstand“ hat sich zum Ziel gesetzt, die Selbständigkeit von 
Frauen zu stärken.

GESELLSCHAFTLICHER WANDEL ALS ANTRIEB FÜR 
UNTERNEHMERINNENTUM

Denn aktuell werden technologieintensive und wachstums-
orientierte Start-ups zu rund 20 Prozent allein von Frauen 
gegründet. In 37 Prozent der Gründungsteams ist aktuell 
mindestens eine Frau vertreten. Frauen gründen laut Fe-
male Founders Monitor besonders häufig Unternehmen, 
um gesellschaftliche Probleme zu lösen und einen positiven 
Wandel anzustoßen. 61 Prozent der Gründerinnen identi-
fizieren sich mit dem Bereich Social Entrepreneurship. Ein 
Beispiel: Die Kitaplatzsuche ist zeit- und nervenaufreibend? 
Das hat eine IT-Expertin mit ihrem Kind am eigenen Leib 
erfahren. Was folgte? Sie gründete ein Unternehmen und 
entwickelte mit ihrem Team eine digitale Plattform, auf der 
Eltern einfacher Kita-Plätze finden können. In-
zwischen arbeiten deutschlandweit 500 Kommu-
nen mit der dafür entwickelten Software.
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Eine weitere gesellschaftliche Herausforderung, an die uns 
die Medien täglich erinnern, ist der Klimawandel. „Reicht 
das, was ich alles mache – von weniger Flügen über weniger 
Abfall bis hin zum reduzierten Fleischkonsum?“, fragen sich 
viele. „Da geht noch mehr!“, dachte sich eine Finanzexper-
tin und gründete ein ClimateTech-Start-ups in Berlin, damit 
kleine und mittlere Unternehmen mit digitalen Tools ihren 
CO2-Fußabdruck reduzieren können. Dies sind nur zwei 
Beispiele für frauengeführte Start-ups, die zeigen, was vie-
le Frauen zum Gründen motiviert: Sie wollen die Welt ein 
Stück weit verbessern. 

HINDERNISSE FÜR FRAUENGEFÜHRTE 
UNTERNEHMEN

Auf dem Weg zur Unternehmensgründung begegnen Frau-
en häufig mehr Hürden als Männer. Der Female Founders 
Monitor hat ermittelt, dass rein männliche Start-up-Teams 
im Durchschnitt fast neun Mal so viel Kapital wie Frauen-
Teams von Investoren und Investorinnen erhalten. Eine 
weitere Hürde ist die herausfordernde Vereinbarkeit von 
Unternehmerinnentum und Familie angesichts einer Ver-
teilung der Sorgearbeit zulasten von Frauen und begrenzter 
Kinderbetreuungsangebote. Erschwerend kommt hinzu, 
dass Unternehmerinnen in Deutschland bislang keinen 
gesetzlichen Anspruch auf Mutterschutz haben. Darüber 
hinaus erzielen sie aufgrund ihrer geringeren Arbeitszeit 
und unterschiedlicher Branchenschwerpunkte deutlich 
geringere Einkommen als Männer. Nicht zuletzt gründen 
sie häufig vergleichsweise kleinere Unternehmen und ha-
ben dann aufgrund ihrer geringen Größe besonders mit 
bürokratischen Hürden zu kämpfen. 

BREITE GESELLSCHAFTLICHE UNTERSTÜTZUNG 
FÜR MEHR UNTERNEHMERINNENTUM

Damit Deutschland in Zukunft nicht nur als Exportwelt-
meister, sondern auch als „Gründerinnen-Nation“ bekannt 
wird, haben sich auf Initiative des Bundeswirtschaftsmi-
nisteriums Institutionen aus Politik, Wirtschaft, Finanz-
welt, Zivilgesellschaft und Wissenschaft zusammenge-
schlossen und im Mai 2023 den Aktionsplan „Mehr 
Unternehmerinnen für den Mittelstand“ ins Leben gerufen. 
41 Organisationen bündeln mittlerweile darin ihre Kräfte, 
um Frauen das Gründen von Unternehmen zu erleichtern 
sowie Mädchen für Klima- und Handwerksberufe zu be-
geistern. Die Beteiligten bringen Maßnahmen in den Ak-
tionsplan ein, die sie eigenverantwortlich alleine oder in 
Kooperation umsetzen und weiterentwickeln. Im Folgen-
den kommt ein aktueller Überblick über den Umsetzungs-
stand der Maßnahmen.

UNTERNEHMERINNEN ALS VORBILDER FÜR JUNGE 
FRAUEN

Das Bundeswirtschaftsministerium fördert frauengeführte 
Unternehmen mit zahlreichen Maßnahmen: Eine davon ist 
die BMWK-Initiative „FRAUEN unternehmen“, die mit rund 
250 Vorbild-Unternehmerinnen zusammenarbeitet, um 
junge Frauen vom Beruf der Unternehmerin zu begeistern. 
Denn häufig fehlen jungen Frauen entsprechende Vorbilder 
in der Familie oder in den Medien. 

In Schulen, an Universitäten und in Veranstaltungen vor 
Ort berichten die Vorbild-Unternehmerinnen von ihrem 
beruflichen Werdegang, geben Einblicke in die Sternstun-
den ihres Berufsalltags und in schwierige Zeiten, die sie 
erfolgreich gemeistert haben. Nicht selten inspirieren sie 
jüngere Generationen mit ihrer Leidenschaft und mit ihrem 
Durchhaltevermögen. Das ist wichtig, denn Vorbilder be-
einflussen in jungen Jahren maßgeblich die Berufswahl.

MODERNE FÖRDERUNG – AUCH WÄHREND DER 
FAMILIENGRÜNDUNG

Erstmalig gibt es nun gezielt familienfreundliche Förder-
bedingungen: Damit auch Wissenschaftlerinnen, die ein 
Unternehmen gründen möchten, eine Förderung erhalten, 
die ihrer Lebenssituation entspricht, hat das BMWK die 
Förderbedingungen des „EXIST-Gründungsstipendiums“ 
und von „EXIST-Forschungstransfer“ moderner gestaltet. 
So kann die Förderlaufzeit um bis zu drei Monate verlängert 
werden, wenn eines der Mitglieder eines Gründungsteams 
während der Projektlaufzeit ein Kind bekommt. 
Zudem gibt es für Stipendiatinnen und Stipen-
diaten einen Kinderbetreuungszuschuss in Höhe 
von 150 Euro pro Monat.
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Mit „EXIST-Women“ bietet das BMWK seit 2023 gezielte 
Mentoring- und Coaching-Angebote, Seminare und Netz-
werktreffen speziell für Frauen an Hochschulen und For-
schungseinrichtungen, die mit dem Gedanken spielen, ein 
Unternehmen zu gründen. In der Pilotphase hat das BMWK 
110 Hochschulen mit 1.110 Frauen gefördert. Zum Projekt-
start 2025 konnten erfreulicherweise die Anträge von 123 
Hochschulen bewilligt werden. In einigen Jahren werden 
aus diesen Aktivitäten hoffentlich die nächsten Start-ups 
entstehen.

DIVERSITÄT BEI INVESTITIONSENTSCHEIDUNGEN

Im Wagniskapitalfonds „High-Tech Gründerfonds“, den das 
BMWK mitinitiiert hat, sind die Vertreterinnen und Ver-
treter des BMWK, die mit über Investitionen entscheiden, 
inzwischen zu zwei Dritteln Frauen. Der Bund geht hier der 
Privatwirtschaft mit gutem Beispiel voran.

Im Bereich Wagniskapital adressiert das Instrument der 
„Emerging Manager Facility“ als Zielgruppe junge, oftmals 
kleinere Venture Capital (VC)-Fonds, die von Frauenteams 
oder divers aufgestellten Teams geleitet werden. Der Bund 
stellt insgesamt 200 Millionen Euro für Investments in so-
genannte Emerging Manager VC-Fonds bis 2030 über die 
KfW Capital bereit. Mittlerweile wurde die erste Zusage 
vergeben. Deutschland ist außerdem 2024 als eines der ers-
ten Länder dem „Gender Smart Investment“-Programm des 
Europäischen Investitionsfonds beigetreten, das die Ge-
schlechtervielfalt bei Risikokapital verbessern und weiblich 
besetzten Fondsmanagementteams Zugang zu Kapital er-
leichtern soll.

Die KfW Capital stellt zudem Teilstipendien für das Quali-
fizierungsprogramm „Certified Private Equity Analyst 
(CPEA)“ an der Technischen Universität München zur Ver-
fügung. Die „KfW Capital Fellowships Women in VC“ sind 
für junge Investmentmanagerinnen und weitere Frauen 
reserviert, die sich für Karrieren im Wagniskapitalbereich 
interessieren.

RKW KOMPETENZZENTRUM ZUR GRÜNDUNG VON 
FRAUEN

Auch das Rationalisierungs- und Innovationszentrum der 
Deutschen Wirtschaft (RKW) arbeitet intensiv im Rahmen 
des Aktionsplans. Es ist kürzlich der Frage nachgegangen, 
wie mehr Frauen auf die vielfältigen Angebote der Grün-

dungsakteure aufmerksam gemacht werden könnten.  
14 Ideen für eine erfolgreiche Ansprache und Aktivierung 
von Frauen für eine Gründung wurden zusammen mit 
Gründungsexpertinnen und -experten identifiziert und als 
Leitfaden – direkt anwendbar für deren tägliche Arbeit mit 
zukünftigen Gründerinnen – veröffentlicht. 

Um gründungsunterstützenden Akteuren in Ökosystemen 
wie z. B. Universitäten, Hochschulen oder Wirtschaftsför-
dereinrichtungen Impulse für die Begleitung von Gründe-
rinnen zu geben, gibt das RKW Kompetenzzentrum darüber 
hinaus das „Themenheft Female Entrepreneurship“ heraus. 
Diese Publikation betrachtet ganz unterschiedlichen Facet-
ten des Themas Frauen und Gründung. Neben statistischen 
Informationen zu Gründungen von Frauen aus dem Global 
Entrepreneurship Monitor und dem KfW-Gründungsmo-
nitor stellt es auch z. B. die Angebote von „CoCo-Frauen 
gründen“ der Social Business Women e. V. und das BMWK-
Förderprogramm EXIST-Women vor und gibt Anregungen 
für die Stärkung von Female Entrepreneurship in der Bil-
dung. 

AUSBLICK: WIE GEHT ES WEITER?

Es geht also voran – trotzdem bleibt natürlich noch viel zu 
tun!

Der Aktionsplan ist offen für weitere Maßnahmen ebenso 
wie für weitere Ressorts, Bundesländer und externe Stake-
holder, die sich mit eigenen Maßnahmen einbringen oder 
bei vorhandenen Maßnahmen mitmachen möchten. Ein-
mal pro Quartal organisiert das BMWK Netzwerktreffen 
mit den Stakeholdern des Aktionsplans, um über den Um-
setzungsstand zu beraten und für weitere Unterstützung 
und Beteiligung zu werben. Weitere Informationen finden 
sich auf der BMWK-Webseite zum Aktionsplan.

Referate:	�VIIA1 – Grundsatzfragen der nationalen und 
europäischen Mittelstandspolitik 
�VIIA5 – Unternehmensgründung, Finanzierungs- und 
Förderberatung

schlaglichter@bmwk.bund.de

KONTAKT 

https://www.rkw-kompetenzzentrum.de/publikationen/leitfaden/2024/frauen-fuer-das-thema-gruendung-gewinnen-und-gruenderinnen-zielgerichtet-ansprechen/
https://www.rkw-kompetenzzentrum.de/angebot/publikationen/themenheft/themenheft-female-entrepreneurship/
https://coco-frauen-gruenden.de
https://coco-frauen-gruenden.de
https://www.exist.de/EXIST/Navigation/DE/Gruendungsfoerderung/EXIST-WOMEN/EXIST-WOMEN/exist-women.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Dossier/mehr-unternehmerinnen-fuer-den-mittelstand.html
mailto:schlaglichter%40bmwk.bund.de?subject=Schlaglichter%20der%20Wirtschaftspolitik
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ANHALTENDE WIRTSCHAFTLICHE SCHWÄCHE ZUR 
JAHRESWENDE

Die wirtschaftliche Schwächephase in Deutschland hält 
auch zur Jahreswende an. Laut ersten, vorläufigen Schät-
zungen des Statistischen Bundesamtes ist das BIP im Jah-
resendquartal in preis-, saison- und kalenderbereinigter 
Rechnung gegenüber dem Vorquartal erneut leicht um 0,1 % 
zurückgegangen. Im Gesamtjahr 2024 ist das preisbereinigte 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) demnach um 0,2 % im Vergleich 
zum Vorjahr gesunken. Positiv trugen dabei vor allem die 
öffentlichen und – zu einem geringeren Ausmaß – die pri-
vaten Konsumausgaben bei. Dies wurde jedoch überlagert 
von deutlich rückläufigen Anlageinvestitionen sowie einem 
negativen Impuls vom Außenbeitrag, wobei weitgehend 
stagnierenden Importen sinkende Exporte gegenüberstan-
den.

Diese Ergebnisse spiegeln sich in den jüngsten Indikatoren: 
Zwar zeigte sich bei der Produktion im Produzierenden 
Gewerbe im November eine spürbare Erholung, in der Drei-
monatsbetrachtung ist diese aber weiterhin abwärtsgerich-
tet. Aktuelle Stimmungsindikatoren wie der ifo Geschäfts-
klimaindex und der Einkaufsmanagerindex für das 
Verarbeitende Gewerbe zeigen vor dem Hintergrund der 
anhaltenden Auftragsschwäche und des drohenden US-
Protektionismus noch keine Belebung an. Der Dienstlei-
tungssektor zeigt zu Beginn des vierten Quartals ein un-
einheitliches Bild: Während sich die Produktion in den 
unternehmensnahen Dienstleistungen parallel zur Indus-
trieproduktion abschwächt, hellte sich die Lage in den stär-
ker konsumorientierten Dienstleistungsbereichen tenden-
ziell etwas auf. So war die Produktion bei den konsumnahen 
Dienstleistern weiter leicht aufwärtsgerichtet. Die Verbrau-
cherstimmung bleibt zur Jahreswende weiterhin verhalten: 
Zuletzt hat sich das HDE-Konsumbarometer im Januar 
wieder deutlich eingetrübt; das GfK-Konsumklima zeigt 
dagegen eine leichte Erholung an. Der preisbereinigte Um-
satz im Einzelhandel konnte trotz schwachem Ergebnis im 
November im Dreimonatsvergleich noch gut zwei Prozent 
zulegen. Laut Hauptverband des deutschen Einzelhandels 
entwickelte sich allerdings das Weihnachtsgeschäft etwas 
verhaltener als erwartet, was sich teilweise wohl 
bereits in der rückläufigen Lageeinschätzung des 
ifo Geschäftsklimas im Einzelhandel nieder-

1	� In diesem Bericht werden Daten genutzt, die bis zum 17. Januar 2025 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um Veränderungs
raten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis preis-, kalender- und saisonbereinigter Daten.

DIE WIRTSCHAFTLICHE LAGE
in Deutschland im Januar 20251,

Zum Jahresende verharrt die deutsche Wirtschaft weiter in der Stag-
nation. Laut Statistischem Bundesamt ging das Bruttoinlandspro-
dukt im vierten Quartal preis-, saison- und kalenderbereinigt um 
0,1 % zurück. Das vorläufige BIP-Jahresergebnis für das Jahr 2024 weist 
einen preisbereinigten Rückgang um 0,2 Prozent aus. Während das Ver-
arbeitende Gewerbe im Trend weiterhin von Produktionsrückgängen 
gekennzeichnet ist, stellt sich die Lage in den konsumnahen Dienstleis-
tungen etwas günstiger dar. Eine spürbare konjunkturelle Belebung in 
Deutschland dürfte erst mit verlässlicheren Aussichten für die weiteren 
wirtschafts-, finanz- und geopolitischen Rahmenbedingungen einsetzen.

Die Produktion hat sich im November etwas gefestigt, aber die 
Bestellungen nahmen aufgrund volatiler Großaufträge ab. Bei der 
Industriekonjunktur zeichnet sich insgesamt noch keine Trendwende ab. 
So hat die Industrie ihre Ausbringung im aussagekräftigeren Dreimo-
natsvergleich um 1,3 % gedrosselt, obwohl gleichzeitig die Auftragsein-
gänge im Verarbeitenden Gewerbe um 1,7 % zulegten. Die Stimmungs-
indikatoren von ifo und S&P Global liegen nach wie vor auf niedrigem 
Niveau. 

Die Lage im Einzelhandel (ohne Kfz) entwickelte sich im November 
mit einem preisbereinigten Umsatzrückgang von 0,1 % geringfügig 
schwächer. Im Vergleich zum Vorjahresmonat verzeichnete der Einzel-
handel jedoch ein Umsatzplus von 3,0 %, im Dreimonatsvergleich ein 
Plus von 2,3 %. Neuzulassungen von Pkw insgesamt sind im Dezember 
sowohl gegenüber dem Vormonat mit -6,2 % als auch dem Vorjahres-
monat mit -7,1 % deutlich rückläufig. In der Dreimonatsbetrachtung 
ergibt sich hingegen ein Anstieg von 10,1 %. Angesichts zunehmender 
Sorgen um die Arbeitsplatzsicherheit und anhaltender innen- und geo-
politischer Unsicherheiten steht eine spürbare Erholung des Konsumkli-
mas weiter aus.

Der in den letzten Monaten zu beobachtende Auftrieb bei den Ver-
braucherpreisen hat sich zum Jahresende fortgesetzt. Die Inflations-
rate ist im Dezember voraussichtlich deutlich auf +2,6 % gestiegen, was 
verschiedene Gründe hat: Der Rückgang der Energiepreise im Vorjahres-
vergleich ist erwartungsgemäß geringer ausgefallen und der Preisan-
stieg im Bereich der Dienstleistungen bleibt weiterhin hoch. Dies zeigt 
sich auch in der Kernrate (ohne Energie und Nahrungsmittel), die eben-
falls weiter anzog. 

Trotz anhaltender wirtschaftlicher Stagnation entwickelt sich der 
Arbeitsmarkt zum Jahresende vergleichsweise stabil, die weiteren 
Aussichten bleiben jedoch eingetrübt. So stieg die Zahl der Erwerbstä-
tigen im November zwar, gleichzeitig nahm jedoch die registrierte 
Arbeitslosigkeit im Dezember weiter moderat zu. Auch die Zahl der 
Kurzarbeitenden hat sich im Dezember abermals erhöht. Die Frühindi-
katoren deuten auf eine weiter rückläufige Arbeitskräftenachfrage hin, 
so dass auch zu Jahresbeginn nicht mit einer Umkehr der schwachen 
Entwicklung am Arbeitsmarkt zu rechnen ist.  

Die Unternehmensinsolvenzen sind nach endgültigen Ergebnissen im 
Oktober mit 2.012 Fällen um 35,9 % gegenüber Oktober 2023 gestie-
gen. Von Januar bis Oktober wurden insgesamt 18.234 registriert, 
23,6 % mehr als im Vorjahreszeitraum. Der IWH-Insolvenztrend weist 
im Dezember einen nahezu unveränderten Wert ggü. November auf, 
liegt aber zugleich 24,3 % über dem Vorjahresmonat. Das Insolvenzge-
schehen bleibt weiterhin dynamisch. 

IN KÜRZE
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schlug. Nach dem leichten Anstieg im dritten Quartal dürf-
te sich damit die schrittweise Erholung des privaten Kon-
sums angesichts der fortgesetzten realen Kaufkraftgewinne 
auch zum Jahresende fortgesetzt haben.

Eine konjunkturelle Erholung in Deutschland bleibt auch 
zum Jahresende 2024 aus. Hohe Unsicherheiten bezüglich 
der wirtschaftlichen Perspektiven im Inland wie auch im 
Ausland dämpfen derzeit Nachfrage, Produktion, Investi-
tionen und privaten Konsum. Erst mit verlässlicheren Per-
spektiven für die weiteren wirtschafts-, finanz- und geo-
politischen Rahmenbedingungen besteht die Aussicht, dass 
sich der Attentismus auflöst und die Stagnation einer etwas 
stärkeren wirtschaftlichen Wachstumsdynamik weicht.

VERHALTENE WELTWIRTSCHAFTLICHE 
ENTWICKLUNG

Die weltweite Produktion von Industriegütern entwickelt 
sich nach wie vor verhalten. Zu Beginn des vierten Quartals 
wurde sie saisonbereinigt um 0,3 % gegenüber dem Vor-
monat ausgeweitet und lag damit um 1,8 % über dem  
Vorjahr. Zur Jahreswende senden Frühindikatoren für die 
Industrieproduktion eher negative Signale. Der Stimmungs-
indikator von S&P Global ist im Dezember zwar dank einer 
weiteren Stimmungsaufhellung im Dienstleistungsbereich 
mit +0,2 Punkten auf 52,6 Punkte leicht gestiegen. In der 
Industrie fiel der Index dagegen wieder unter die Wachs-
tumsschwelle von 50 Punkten. Auch der SENTIX-Index, der 
die Stimmung unter Finanzinvestoren mit Blick auf die 
Weltkonjunktur widerspiegelt, hat im Januar erneut etwas 
nachgegeben. 

Der weltweite Güterhandel hat sich im Oktober seitwärts 
entwickelt. Gegenüber dem Vorjahresmonat liegt er aktuell 

EINKAUFSMANAGERINDEX WELT 
S&P GLOBAL

Quellen: S&P Global, Macrobond
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Veränderungen gegenüber Vorjahr in %

nur noch um 1,6 % im Plus. Auch der RWI/ISL-Container-
umschlag-Index blieb im November mit 131,8 nach131,9 
Punkten nahezu konstant. Während sich die Aktivität in 
den chinesischen Häfen weiter abkühlte, setzte sich die Er-
holung in den europäischen Häfen mit einem kräftigen 
Anstieg des Nordrange-Index von 114,5 auf 115,9 Punkte 
fort. 

AUSFUHREN DREHEN IM NOVEMBER INS PLUS

Nach den vorangegangenen beiden Rückgängen haben die 
nominalen Ausfuhren von Waren und Dienstleistungen im 
November saison- und kalenderbereinigt mit 2,1 % gegen-
über dem Vormonat wieder expandiert. Im aussagekräfti-
geren Dreimonatsvergleich war allerdings noch ein Minus 
von 1,1 % zu verzeichnen. Während die Nachfra-
ge aus wichtigen Absatzmärkten wie den EU-Län-
dern (-1,7 %) und China (-4,2 %) im November 
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AUSSENHANDEL*

2.Q. 3.Q. Sep. Okt. Nov.

WARENHANDEL UND DIENSTLEISTUNGEN (Zahlungsbilanzstatistik)
Veränderung gegenüber Vorperiode in % (saisonbereinigt)

AUSFUHR 0,7 -1,7 -0,5 -2,9 2,1

EINFUHR 2,1 0,5 1,5 -1,0 0,4

AUSSENHANDEL MIT WAREN NACH LÄNDERN (Außenhandelsstatistik)
Veränderung gegenüber Vorjahr in % (Ursprungswerte) 

AUSFUHR -0,3 0,6 -0,2 0,4 -6,5

Eurozone -2,2 -1,4 -2,7 0,9 -9,8

EU Nicht-Eurozone -0,6 -0,1 -0,7 5,2 -5,0

Drittländer 1,5 2,4 2,2 -1,8 -4,2

EINFUHR -4,5 0,4 1,5 4,3 -5,2

Eurozone -5,1 -2,2 -1,7 1,6 -9,5

EU Nicht-Eurozone -4,4 -1,5 0,4 4,8 -4,6

Drittländer -4,2 3,1 4,2 6,0 -2,3

* Angaben in jeweiligen Preisen
Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

Die Einfuhrpreise sind im November saisonbereinigt mit 
+1,0 % gegenüber dem Vormonat erneut recht deutlich ge-
stiegen, während die Ausfuhrpreise um 0,4 % zulegten. Preis-
treibend wirkten sowohl import- also auch exportseitig 
Energie sowie Güter des Verarbeitenden Gewerbes. Die 
Terms of Trade verschlechterten sich damit zum zweiten 
Mal in Folge um 0,5 % gegenüber dem Vormonat. In realer 
Betrachtung dürfte der Anstieg bei den Ausfuhren damit 
geringer ausgefallen sein, die preisbereinigten Einfuhren 
dürften sogar etwas rückläufig gewesen sein.

Die Frühindikatoren senden nach wie vor gemischte Sig-
nale. Die Auftragseingänge aus dem Ausland sind im No-
vember saisonbereinigt um 10,8 % gegenüber dem Vormo-
nat eingebrochen, wozu vor allem die stark rückläufigen 
Bestellungen von Investitions- und Konsumgütern beige-
tragen haben. Die ausländische Nachfrage nach Vor
leistungsgütern nahm dagegen um 1,9 % zu. Im weniger 
schwankungsanfälligen Dreimonatsvergleich lagen die 
Auslandsaufträge insgesamt aber immer noch um 6,3 % im 
Plus. Die ifo Exporterwartungen haben sich im Dezember 
mit einem Rückgang von -5,8 auf -6,1 Saldenpunkte wieder 
eingetrübt, wobei Kernbranchen der Industrie wie der Me-
tall- und der Automobilsektor und in geringerem Maße der 
Maschinenbau mit abnehmenden Exporten rechnen. Auch 
bei der Beurteilung der Auftragsbestände aus dem Ausland 
setzte sich der Abwärtstrend fort.

Alles in allem bleiben die Aussichten für die deutschen Ex-
porteure trotz der Belebung im November durchwachsen. 
Die Nachfrage nach Investitionsgütern ist nach wie vor 
schwach, darüber hinaus belastet die Unsicherheit über 
mögliche US-Zollerhöhungen. Für das Schlussquartal 2024 
deuten die aktuellen Daten – trotz möglicher Vorzieheffek-
te im US-Geschäft – einen weiteren Rückgang der Export-
tätigkeit an.

PRODUKTION ETWAS GEFESTIGT; ORDEREINGÄNGE 
AUFGRUND VOLATILER GROSSAUFTRÄGE RÜCK
LÄUFIG

Die Produktion im Produzierenden Gewerbe hat sich im 
November etwas gefestigt. Nach zwei Rückgängen in Folge 
erhöhte sie sich preis-, kalender- und saisonbereinigt um 
1,5 % gegenüber dem Vormonat. Zudem wurde der Oktober-
wert leicht aufwärtsrevidiert. Produktionssteigerungen 
ergaben sich zuletzt in allen drei Hauptgruppen. In der In-
dustrie erhöhte sich die Ausbringung um 1,0 %, im Bauge-
werbe um 2,1 % und im Bereich Energie nach einem starken 
Rückgang im Vormonat um 5,6 %. 

In den einzelnen Wirtschaftszweigen innerhalb 
der Industrie waren im November überwiegend 
positive Entwicklungen zu beobachten: Insbe-

gegenüber dem Vormonat nachgab, war mit +14,5 % ein 
kräftiger Zuwachs bei den Warenexporten in die USA zu 
verzeichnen. Dies könnte, neben Aufholeffekten infolge 
eines temporären Streiks von US-Hafenarbeitern, auf vor-
gezogene Lieferungen infolge der angekündigten mögli-
chen US-Zollerhöhungen hindeuten. Die nominalen Ein-
fuhren von Waren und Dienstleistungen nahmen im 
Vormonatsvergleich saison- und kalenderbereinigt um 
+0,4 % zu, im Dreimonatsvergleich lagen sie ebenfalls mit 
+0,7 % leicht im Plus. Infolge des stärkeren Anstiegs der Ex-
porte im Vergleich zu den Importen weitete sich der monat-
liche Handelsbilanzüberschuss saisonbereinigt von seinem 
zweijährigen Tiefstand (Oktober: 8,1 Mrd. EUR) wieder auf 
10,6 Mrd. EUR aus.

in Milliarden Euro, kalender- und saisonbereinigt

Quelle: Zahlungsbilanzstatistik Deutsche Bundesbank (BBk)
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Auslandsbestellungen um kräftige 6,3 % zunahmen und 
damit in der Tendenz weiter aufwärtsgerichtet blieben. 

Trotz der zuletzt günstigeren Entwicklung der Produktion 
ist eine nachhaltige Belebung der Industriekonjunktur zur 
Jahreswende noch nicht erkennbar. Weiterhin bestehen 
geopolitische Unsicherheiten, die Auftragseingänge waren 
zuletzt erneut rückläufig und die Stimmungsindikatoren 
bewegten sich nach wie vor auf niedrigem Niveau. 

EINZELHANDELSUMSATZ ZULETZT SCHWÄCHER; 
MODERATE ERHOLUNG IM TREND INTAKT

Die preisbereinigten Umsätze im Einzelhandel (ohne Kfz) 
sind im November trotz des beginnenden Weihnachtsge-
schäfts geringfügig um 0,1 % gegenüber dem Vormonat 
gesunken. Gegenüber dem Vorjahresmonat meldete der 
Einzelhandel ein reales Umsatzplus von 3,0 %. Der Handel 
mit Lebensmitteln legte im November mit +0,4 % leicht zu. 
Der Umsatz im Internet- und Versandhandel ging um 1,2 % 
zurück, legte gegenüber dem Vorjahr jedoch um 9,5 % zu. 
Im Gesamtjahr 2024 konnte der Einzelhandel seine realen 
Umsätze nach ersten Schätzungen und nach zwei Jahren 
mit Negativwachstum um 1,3 % steigern. Nach den Rück-
gängen in der ersten Jahreshälfte ist zuletzt auch bei den 
Verkäufen von Kfz eine spürbare Erholung feststellbar. 

Neuzulassungen von Pkw insgesamt sind im Dezember 
sowohl gegenüber dem Vormonat mit -6,2 % als 
auch dem Vorjahresmonat mit -7,1 % deutlich 
rückläufig. Im aussagekräftigeren Dreimonats-

sondere im Bereich des sonstigen Fahrzeugbaus (+11,4 %) 
und bei den Herstellern von Kfz und Kfz-Teilen (+0,8 %) 
nahm die Produktion zu. Spürbare Anstiege verzeichneten 
auch die Bereiche Kokerei und Mineralölverarbeitung 
(+16,3 %) sowie die Hersteller von DV-geräten, elektrischen 
und optischen Erzeugnissen (+2,3 %). Im Vergleich zum Vor-
monat weniger produziert wurden dagegen chemische 
(-0,9 %) und pharmazeutische Erzeugnisse (-2,4 %). 

Im aussagekräftigeren Dreimonatsvergleich tendierte die 
Produktion im Produzierenden Gewerbe im November mit 
-1,1 % unverändert rückläufig. Dabei verbuchte der Energie-
sektor mit -2,4 % die stärkste Drosselung, während in der 
Industrie mit -1,3 % und im Baugewerbe mit -0,2 % die 
Rückgänge etwas weniger stark ausfielen. Auch in den ener-
gieintensiven Industrien fiel der Dreimonatsvergleich mit 
-1,2 % negativ aus, womit sich der abwärtsgerichtete Trend 
fortsetzte. 

INDUSTRIE

Veränderung gegenüber Vorzeitraum in % 
(Volumen, saisonbereinigt)

2.Q. 3.Q. Sep. Okt. Nov.
PRODUKTION

Insgesamt -1,1 -1,8 -2,6 0,0 1,0
Vorleistungsgüter -1,4 -3,0 -1,5 0,8 0,5

Investitionsgüter -1,1 -0,9 -3,9 0,0 1,4

Konsumgüter -0,7 -2,1 -1,4 -1,4 0,9

UMSÄTZE

Insgesamt -1,4 -1,4 -0,9 -1,5 1,4
Inland -2,8 -0,8 -1,2 -3,2 3,1

Ausland 0,0 -1,9 -0,8 0,2 -0,1

AUFTRAGSEINGÄNGE

Insgesamt -1,1 5,1 7,2 -1,5 -5,4
Inland 1,4 2,4 4,0 -5,2 3,8

Ausland -2,8 7,1 9,3 0,7 -10,8

Vorleistungsgüter -1,2 1,7 -1,6 1,2 1,8

Investitionsgüter -1,8 9,1 13,3 -3,6 -9,4

Konsumgüter 3,7 -6,4 3,6 3,5 -7,1

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

Volumenindex (2021 = 100, saisonbereinigt)

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe sind im 
November gegenüber dem Vormonat preis-, kalender- und 
saisonbereinigt um 5,4 % gesunken, nachdem sie sich bereits 
im Oktober um 1,5 % verringert hatten. Die Auslandsauf-
träge gingen dabei im November um 10,8 % zurück, wäh-
rend die Inlandsbestellungen um 3,8 % zulegten. Bereinigt 
um Großaufträge nahmen die Ordereingänge insgesamt 
gegenüber dem Vormonat hingegen leicht um 0,2 % zu. 

Im weniger volatilen und damit aussagekräftigeren Drei-
monatsvergleich konnten die Ordereingänge im Verar
beitenden Gewerbe um 1,7 % zulegen. Dabei ging die In-
landsnachfrage merklich um 4,8 % zurück, während die 
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halten positiv, dies aber weiterhin auf niedrigem Niveau. 
Angesichts zunehmender Sorgen um die Arbeitsplatzsicher-
heit und anhaltender innen- und geopolitischer Unsicher-
heiten steht eine spürbare Erholung des Konsumklimas 
derzeit noch aus.

INFLATIONSRATE STEIGT ZUM JAHRESENDE AUF 
+2,6 PROZENT 

Der in den letzten Monaten zu beobachtende Auftrieb bei 
den Verbraucherpreisen hat sich zum Jahresende fortge-
setzt. Die Inflationsrate, also der Anstieg des Niveaus der 
Verbraucherpreise, ist im Dezember voraussichtlich deut-
lich auf +2,6 % gestiegen, nachdem die Rate im Oktober 
+2,0 % und November +2,2 % betragen hatte. 

Die deutliche Zunahme der Inflationsrate zum Jahresende 
hat verschiedene Gründe: Die Energiepreise waren im Vor-
jahresvergleich zwar weiterhin rückläufig, aber die entlas-
tenden Effekte fallen zunehmend geringer aus als in den 
vorherigen Monaten. Seit September war ein kontinuier-
licher Anstieg der Veränderungsraten von -7,6 % auf -1,7 % 
im Dezember zu beobachten. Zudem hat sich der Preisauf-
trieb bei Nahrungsmitteln wieder verstärkt. Die Preise lagen 
hier im Dezember um 2,0 % höher als im Vorjahresmonat, 
nahmen damit jedoch weiterhin nur unterdurchschnittlich 
zu. Auch die Kernrate (ohne Energie und Nahrungsmittel) 
erhöhte sich im Dezember weiter auf +3,3 %. Maßgeblich 
dafür war der mit +4,1 % erneut überdurchschnittliche 
Preisdruck im Bereich der Dienstleistungen. 

Bei dem Anstieg des Verbraucherpreisindex im Dezember 
dürften saisonale Muster (Tourismus, Gaststätten) eine Rol-
le gespielt haben. So erhöhte sich der Verbraucherpreisindex 
zum Vormonat in Ursprungszahlen um 0,5 %, in saisonbe-
reinigter Rechnung aber nur um 0,3 %. Im Jahresdurch-
schnitt 2024 betrug die Inflationsrate voraussichtlich +2,2 %, 
wobei die Kernrate bei +3,1 % lag. 

Die Preise auf den vorgelagerten Wirtschaftsstufen entwi-
ckeln sich insbesondere im Vorjahresvergleich weiterhin 
moderat und wirken insgesamt entlastend auf die Inflati-
onsrate: Die Erzeugerpreise nahmen im November gegen-
über dem Vorjahresmonat geringfügig um 0,1 % zu, womit 
es zum ersten Anstieg im Vorjahresvergleich seit Juni 2023 
kam. Gegenüber dem Vormonat sind die Erzeugerpreise um 
0,5 % gestiegen. Die Einfuhrpreise legten im November im 
Vormonatsvergleich um 0,9 % zu und lagen damit um 0,6 % 
über ihrem Vorjahresniveau. Die Verkaufspreise im Groß-
handel blieben im November gegenüber dem Vormonat 
unverändert, im Vergleich zum Vorjahresmonat 
gingen sie um 0,6 % zurück. 

vergleich nahmen die Zulassungen gegenüber der Vorpe-
riode hingegen um 10,1 % zu. Bei den PKW-Neuzulassungen 
durch Privatpersonen ergab sich im Dezember im Vormo-
natsvergleich ein leichter Rückgang um 1,7 %. In der Drei-
monatsbetrachtung legten die Zahlen deutlich um 10,1 % 
zu. Pkw-Neuzulassungen von Unternehmen und Selbst-
ständigen reduzierten sich im Dezember deutlich um 8,4 %.

Die Stimmung der privaten Haushalte in Deutschland zeig-
te sich gemessen am HDE-Konsumbarometer und GfK-
Konsumklima zuletzt uneindeutig. Lt. Prognose der GfK 
wird das Konsumklima im Januar leicht um 1,8 Zähler auf 
-21,3 Pt. steigen. Für Dezember gibt das Marktforschungs-
institut hingegen eine Abnahme von 4,7 Zählern auf -23,1 
Pt. an. Positive Effekte hatten laut Institut am aktuellen 
Rand eine Erhöhung von Einkommenserwartung und An-
schaffungsneigung. Das HDE-Konsumbarometer trübte sich 
zu Jahresbeginn deutlich ein, nachdem in den Monaten 
November und Dezember eine Aufhellung zu beobachten 
war.

Das ifo Geschäftsklima im Einzelhandel (inkl. Kfz) ist im 
Dezember leicht um 0,8 Zähler auf -23,0 Punkte gesunken. 
Die Beurteilung der aktuellen Lage verschlechterte sich um 
0,6 Zähler auf -12,7 Punkte. Die Erwartungen sanken um 
einen Zähler auf -32,7 Punkte. Dennoch planen Unterneh-
men des Einzelhandels laut ifo-Umfrage zunehmend Preis-
erhöhungen. So kletterten die Preiserwartungen zum drit-
ten Mal in Folge auf nun 28,1 Punkte.

Nach der enttäuschenden Konsumentwicklung im zurück-
liegenden Jahr tendieren einige Frühindikatoren zwar ver-

GFK-KONSUMKLIMA UND HDE-KONSUMBAROMETER
GfK-Konsumklima, saisonbereinigte Salden der positiven und negativen 
Antworten; HDE-Konsumbarometer, Index Januar 2017 = 100

Quellen: Gesellschaft für Konsumforschung (GfK), Handelsverband Deutschland (HDE e. V.)
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Zu Jahresbeginn 2025 ist allerdings mit weiterem Preisdruck 
auf die Verbraucherpreise aufgrund administrativer Preis-
anhebungen wie der Erhöhung der CO2-Bepreisung, der 
Anhebung des Briefportos und der Verteuerung des 
Deutschlandtickets zu rechnen. Im weiteren Jahresverlauf 
dürften aber inflationsdämpfende Faktoren wie die mo-
derate Preisentwicklung auf vorgelagerten Wirtschaftsstu-
fen, die Nachwirkung der restriktiven Geldpolitik und wie-
der niedrigere Tarifabschlüsse die Oberhand gewinnen.

AUSSICHTEN AM ARBEITSMARKT ZUM JAHRESENDE 
WEITER TRÜBE

Trotz anhaltender wirtschaftlicher Stagnation entwickelt 
sich der Arbeitsmarkt zum Jahresende vergleichsweise sta-
bil. Im November nahm die Erwerbstätigkeit gegenüber 
Oktober saisonbereinigt (sb) um 23.000 Personen zu. Die 
SV-pflichtige Beschäftigung verzeichnete im Oktober eben-
falls einen Anstieg (+15.000 Personen). Gleichzeitig nahmen 
die registrierte Arbeitslosigkeit im Dezember mit +10.000 
Personen und die Unterbeschäftigung mit +5.000 Personen 
abermals moderat zu. Auch die realisierte Kurzarbeit lag im 
Oktober um ca. 110.000 Personen höher als im Vorjahres-
monat, was nach dem Anstieg der Anzeigen bei der BA 
in den letzten Monaten zu erwarten war. Besonders von 
Kurzarbeit betroffen ist nach wie vor das Verarbeitende 
Gewerbe. 

Die Frühindikatoren lassen noch keine spürbare Erholung 
auf dem Arbeitsmarkt zu Beginn des neuen Jahres erwarten: 
Das IAB-Arbeitsmarktbarometer erreicht mit 99,2 Punkten 
seinen niedrigsten Wert abgesehen von der Zeit 
der Corona-Pandemie. Insbesondere die erwar-
tete Beschäftigungsentwicklung kühlte sich aber-

VERBRAUCHERPREISINDEX

Veränderung in %
gegenüber Vormo-

nat
gegenüber  

Vorjahresmonat

Nov. Dez. Nov. Dez.

Insgesamt -0,2 0,5 2,2 2,6

Insgesamt ohne Energie  
und Nahrungsmittel  
(Kerninflation)

-0,3 0,5 3,0 3,3

Nahrungsmittel 0,1 0,2 1,8 2,0

Wohnung, Betriebskosten 0,0 0,1 1,6 1,7

Gesundheitspflege 0,1 0,2 2,8 2,8

Verkehr -0,9 1,5 0,3 1,5

Nachrichtenübermittlung -0,1 -0,1 -1,6 -1,7

Freizeit, Unterhaltung, Kultur -2,2 1,6 1,3 2,3

Bildungswesen 0,0 0,0 5,1 5,0
Beherbergungs- u. Gaststät-
tendienstl.

-0,2 0,2 5,9 5,9

Energie -0,2 0,1 -3,7 -1,6

Kraftstoffe -0,1 0,1 -6,6 -3,3

Dienstleistungen -0,6 0,6 4,0 4,1

Insgesamt (saisonbereinigt) 0,1 0,3 - - 

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

An den Spotmärkten haben die Preise für Erdgas in den 
letzten Monaten spürbar angezogen und der TTF Base Load 
lag zuletzt mit rd. 48 Euro/MWh etwa 61 % über dem Niveau 
des Vorjahres. Gegenüber dem Vormonat stieg er um gut 
17 %. Die Markterwartungen deuten darauf hin, dass sich 
die Erdgaspreise in den kommenden Quartalen weiter etwas 
unter 50 Euro/MWh bewegen dürften. Der Preis für Rohöl 
(Brent) lag ca. 11 % über dem Niveau des Vormonats und 
damit zuletzt bei rd. 79 Euro/bl.; gegenüber dem Vorjahr 
nahm er um knapp 10 % zu.

ARBEITSMARKT

ARBEITSLOSE (SGB II und III)
3.Q. 4.Q. Okt. Nov. Dez.

in Mio. (Ursprungszahlen) 2,829 2,790 2,791 2,774 2,807

gegenüber Vorjahr in 1.000 182 174 183 168 170

gegenüber Vorperiode in 1.000* 50 47 26 6 10

Arbeitslosenquote 6,0 6,0 6,0 5,9 6,0

ERWERBSTÄTIGE (Inland)

2.Q. 3.Q. Sep. Okt. Nov.

in Mio. (Ursprungszahlen) 46,1 46,1 46,2 46,3 46,3

gegenüber Vorjahr in 1.000 106 21 -4 -3 0

gegenüber Vorperiode in 1.000* 11 -48 -17 12 23

SOZIALVERSICHERUNGSPFLICHTIG BESCHÄFTIGTE

2.Q. 3.Q. Aug. Sep. Okt.

in Mio. (Ursprungszahlen) 34,9 35,0 34,9 35,2 35,2

gegenüber Vorjahr in 1.000 155 127 111 132 117

gegenüber Vorperiode in 1.000* 33 13 -12 18 15

* kalender- und saisonbereinigte Angaben
Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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UNTERNEHMENSINSOLVENZEN STEIGEN WEITER

Die Zahl der Unternehmensinsolvenzen ist im Oktober 
nach endgültigen Ergebnissen um 10,6 % gegenüber dem 
Vormonat September auf 2.012 Fälle angestiegen. Das waren 
35,9 % mehr als im Vorjahresmonat. Von Januar bis Oktober 
meldeten die Insolvenzgerichte insgesamt 18.234 beantrag-
te Verfahren, 23,6 % mehr als im Vorjahreszeitraum und 
8,4 % mehr als im Vorkrisenzeitraum 2016–2019. Bei den 
betroffenen Beschäftigten sowie den voraussichtlichen 
Forderungen zeigen sich, bezogen auf die Summe von Ja-
nuar bis Oktober, teils deutlich höhere Werte, sowohl im 
Vergleich zu 2023 (Beschäftigte: +12,6 %; Forderungen: 
+118,3 %) als auch zu dem Mittelwert 2016–2019 (Beschäf-
tigte: +64,6 %; Forderungen: +147,2 %). Diese im Verhältnis 
zu den Insolvenzzahlen überproportionalen Anstiege lassen 
auf vermehrte Insolvenzen von mittleren und großen Un-
ternehmen schließen. Insgesamt zeigt sich die weiterhin 
hohe Dynamik des Insolvenzgeschehens.

Der im Vergleich mit der amtlichen Statistik methodisch 
enger gefasste und zeitlich aktuellere IWH-Insolvenztrend 
für Personen- und Kapitalgesellschaften weist im Dezember 
mit 1.340 Insolvenzen nahezu den Wert des Vormonats auf, 
liegt aber dennoch 24,3 % höher als im Dezember 2023. Im 
Gesamtjahr 2024 wurden damit 15.580 Insolvenzen von 
Personen- und Kapitalgesellschaften verzeichnet, das sind 
34,3 % mehr als 2023 und 39,1 % mehr als der Mittelwert 
2016–2019. Das IWH erwartet auf Basis von Frühindikato-
ren einen weiteren leichten Anstieg der Insolvenzzahlen ab 
Februar.

mals merklich ab. So deutet auch das ifo Beschäftigungs-
barometer mit 92,4 Punkten wiederholt auf eine spürbar 
restriktiver werdende Personalplanung in fast allen Bran-
chen hin. Die bei der Bundesagentur für Arbeit gemeldeten 
Stellen liegen weiter auf historisch geringem Niveau, was 
angesichts des weiter abnehmenden gesamtwirtschaftli-
chen Stellenangebots gemäß letzter IAB-Erhebung auf eine 
stetig sinkende Arbeitskräftenachfrage hindeutet. Trotz 
einer im historischen und internationalen Vergleich weiter-
hin robusten Lage am Arbeitsmarkt ist im neuen Jahr daher 
vorerst nicht mit einer Umkehr der schwachen Entwicklung 
am Arbeitsmarkt zu rechnen.

ARBEITSLOSIGKEIT UND 
UNTERBESCHÄFTIGUNG (in 1.000)

Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), IAB, Deutsche Bundesbank (BBk)
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BIP NOWCAST FÜR DAS ERSTE  
QUARTAL 2025

D as Prognosemodell des Nowcast schätzt für das erste 
Quartal 2025 aktuell einen preis-, saison- und kalen-

derbereinigten Anstieg des Bruttoinlandsprodukts von 
0,3 % gegenüber dem Vorquartal. Der Nowcast liefert eine 
täglich aktualisierte, rein technische, zeitreihenanalytische 
Prognose der Wirtschaftsleistung unabhängig von der Ein-
schätzung der Bundesregierung und des Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Klimaschutz. Erste Ergebnisse zur 
wirtschaftlichen Entwicklung im ersten Quartal 2025 wer-
den vom Statistischen Bundesamt am 30. April 2025 ver-
öffentlicht („Schnellmeldung“). 

Die Abbildung veranschaulicht die Entwicklung des Now-
cast im Zeitverlauf: Aufgrund positiver Nachrichten zur 
Produktion im August sowie einer positiven Entwicklung 
der Erstanträge der Arbeitslosenversicherung in den USA 
im Oktober startete der Nowcast mit einem Schätzwert von 
0,3 % für das erste Quartal 2025. Anschließend gab er auf-
grund der ungünstigeren deutschen und europäischen PMI-
Werte für den Berichtsmonat Oktober auf 0,2 % nach. Auch 
die PMI-Zahlen für den Berichtsmonat November führten 
zu einer Abwärtskorrektur auf 0,1 %. Anfang Dezember er-
holte sich der Nowcast aufgrund des besser als erwartet 

ausgefallenen Produktionsvolumens im Oktober wieder 
auf 0,2 %. Ähnlich wie bei der Schätzung für das Schluss-
quartal 2024 glichen positive Signale von den Einkaufsma-
nagerindizes aus dem Dienstleistungsbereich dämpfende 
Signale von den PMIs in der Industrie in etwa aus, so dass 
der Nowcast bis Ende des vergangenen Jahres bei 0,2 % ver-
blieb. Anfang 2025 führten Meldungen zu steigenden mit 
mautpflichtigen Fahrzeugen gefahrenen Kilometern und 
günstigere Zahlen zu Stellenangeboten in Deutschland im 
Berichtsmonat Dezember zu einer leichten Aufwärtsrevi-
sion des Schätzwertes auf 0,3 %. Nach einem erneuten Rück-
gang auf 0,2 % im Zuge eines verschlechterten Geschäfts-
klimas im Euroraum zogen Datenrevisionen und günstiger 
als erwartete Nachrichten zu den US-Erstanträgen bei der 
Arbeitslosenversicherung den Nowcast am aktuellen Rand 
wieder auf 0,3 % nach oben.

1;   �Für nähere Erläuterungen zur Methode, den verwendeten Daten und der Interpretation des Modells siehe Senftleben und Strohsal (2019): 
 „Nowcasting: Ein Echtzeit-Indikator für die Konjunkturanalyse“, Schlaglichter der Wirtschaftspolitik, Juli 2019, Seite 12-15, und Andreini,  
Hasenzagl, Reichlin, Senftleben und Strohsal (2020) „Nowcasting German GDP“, CEPR DP14323.

Der Nowcast für die saison- und kalenderbereinigte Verände-
rungsrate des preisbereinigten BIP beträgt +0,3 % für das erste 
Quartal 2025 (Stand: 17. Januar 2025).1;

IN KÜRZE

Das Modell zur Prognose des deutschen Bruttoinlandsprodukts 
wird von Now-Casting Economics Ltd. betrieben. Der hier ver-
öffentlichte Nowcast ist eine rein technische, modellbasierte 
Prognose. Die Schätzungen sind mit einer hohen statistischen 
Unsicherheit behaftet, die mit Modellprognosen immer einher-
geht. Es handelt sich bei dem Nowcast weder um die Prognose 
des BMWK noch um die offizielle Projektion der Bundesregierung.

DAS MODELL
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ENTWICKLUNG DES BIP NOWCAST FÜR DAS 1. QUARTAL 2025

Quelle: Now-Casting Economics Ltd.

Q1 2025, saison- und kalenderbereinigtes Wachstum gegenüber Vorquartal 
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MONETÄRE ENTWICKLUNG

Die Inflation in der Eurozone hat sich im Großen und Ganzen 

über die letzten drei Monate seitwärts bewegt. Aber die monetäre 

Entwicklung in der Währungsunion ist durch eine graduelle 

Lockerung der Finanzierungsbedingungen gekennzeichnet, v.a. 

durch Leitzinssenkungen. Die Zinsen für Haushalte und Unterneh-

men fallen langsam, während sich bei den Staatsanleihen die 

Verhältnisse v. a. untereinander verändern: Französische Anleihen 

notierten zeitweise höher als griechische Staatsanleihen. Der Euro 

hat seit Beginn letzten Jahres gegenüber Dollar und Pfund abge-

wertet, jedoch gegenüber dem Yen aufgewertet.

IN KÜRZE Dabei hatte Irland mit durchschnittlich 0,5 % die niedrigs-
te Inflation in der Eurozone, Belgien mit 4,6 % die höchste. 
Die Amplitude lag bei durchschnittlich 3,5 %-Punkten. 
Deutschland erfuhr im gleichen Zeitraum im Durchschnitt 
Preissteigungen in Höhe von 2,5 %, Frankreich in Höhe von 
1,7 %, Italien in Höhe von 1,3 % und Spanien in Höhe von 
2,3 %.

Die EZB rechnet aktuell damit, dass die Gesamtinflation 
für die Eurozone um den Jahreswechsel 2025/26 wieder bei 
2 % liegt. 

GELDPOLITISCHER KURS DER EZB

Leitzinsen (Abb. 2): Die EZB hat im Dezember weiter ihre 
Zinsen gesenkt, sodass sich die Finanzierungsbedingungen 
der Eurozone langsam lockern, aber im Niveau weiter ver-
gleichsweise restriktiv bleiben. Die Leitzinsen der EZB be-
laufen sich auf 3,15 % (Hauptrefinanzierungssatz), 3,00 % 
(Einlagesatz) und 3,65 % (Spitzenrefinanzierungssatz). Der 
EURIBOR-Zins, zu dem sich Banken untereinander unbe-
sichert Geld leihen, betrug zuletzt 3,17 % und deutet damit 
auf wieder günstiger werdende Liquidität hin. Offen bleibt, 
ob weitere Zinssenkungen folgen und ggf. wie viele. Die 
EZB lehnt Vorfestlegungen ab und will weiter „datenab-
hängig“ und „meeting-by-meeting“ entscheiden. Die meis-
ten Beobachterinnen und Beobachter rechnen derzeit mit 
einer weiteren Senkung im Januar. Die nächste 
Zinsentscheidung trifft die EZB am 30.01.25. 

INFLATION

Die Inflation in der Eurozone ist im Großen und Ganzen 
unverändert und lag bei 2,2 % im Durchschnitt der letzten 
drei Monate (Abb. 1).  Dahinter bewegten sich die Preise 
verschiedener Güter unterschiedlich: Während die Preise 
für Energie im gleichen Zeitraum um durchschnittlich 2,2 % 
fielen, stiegen die Preise für Lebensmittel um durchschnitt-
lich 2,8 % und die für Dienstleistungen sogar um durch-
schnittlich 4,0 %. Die Kerninflation, bei der die stark 
schwankenden Energie- und Lebensmittelpreise heraus-
gerechnet werden, verharrt hartnäckig bei 2,7 % – also deut-
lich über dem EZB-Ziel von 2 %. 

Quelle: Eurostat

ABB. 1: INFLATION IN DER EUROZONE
Inflation in der Eurozone, monatlich (%)

In % ggü. Vorjahr, bezogen auf den Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI). 
Die Bandbreite zeigt die höchsten und niedrigsten Inflationsraten der einzelnen 
Euroländer an. 
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ABB. 2: LEITZINSEN DER EZB
In %
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Quelle: EZB

ABB. 6: ZINSEN FÜR UNTERNEHMEN (OHNE BANKEN)
In % Gewichteter Durchschnitt über alle Laufzeiten

Amplitude Eurozone DE

0

2

4

6

8

De
z 

21
Fe

b 
22

Ap
r 2

2
Ju

n 
22

Au
g 

22
O

kt
 2

2
De

z 
22

Fe
b 

23
Ap

r 2
3

Ju
n 

23
Au

g 
23

O
kt

 2
3

De
z 

23
Fe

b 
24

Ap
r 2

4
Ju

n 
24

Au
g 

24
O

kt
 2

4

Wertpapierankaufprogramme (Abb. 3): Der Kurs der 
Wertpapierankaufprogramme bleibt weiter unverändert. 
Das Quantitative Tightening, also der Abbau der Portfolios 
durch keine Reinvestitionen von fällig werdenden Posten, 
geht weiter. Die Bilanzsumme der EZB beträgt derzeit 6.373 
Mrd. Euro – 28 % weniger als zum Höhepunkt im Mai 2022. 
Das Asset Purchase Program (APP) macht davon 2.698 Mrd. 
Euro (42 %) aus, das Pandemienotfallankaufprogramm 
(PEPP) 1.619 Mrd. Euro (25 %). Staatsanleihen in diesen 
Programmen machen damit 88 % der Gesamtbilanz aus 
(Stand im Mai 2022: 50 %). Vergünstigte Kredite an Banken 
(TLTROs) machen 374 Mrd. Euro (6 %) der Bilanz aus. Die 
EZB-Bilanz normalisiert sich also weiter.

Zinsen – Haushalte (Abb. 5): Die Zinsen für Haushalte beim 
Wohnimmobilienerwerb fallen langsam. In den letzten drei 
Monaten betrugen sie in der Eurozone durchschnittlich 
3,6 %, in DE 3,7 % und bewegten sich in der Bandbreite von 
2,0% (Griechenland) und 5,0 % (Litauen) mit einer Ampli-
tude von 3,0 %-Punkten.

ABB. 4: EINLAGEN DER GESCHÄFTSBANKEN BEI DER EZB
In Mrd. Euro

Quellen: EZB, eigene Berechnungen
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ABB. 3: EZB-BILANZ
In Mrd. Euro

Quellen: EZB, Macrobond, eigene Berechnungen
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Reserven (Abb. 4): Die Mindestreserveeinlagen bewegen 
sich stetig seitwärts (zuletzt: 163 Mrd. Euro), während die 
Überschussreserven weiter sehr hoch sind (zuletzt: 2.690 
Mrd. Euro), aber allmählich von den Geschäftsbanken ab-
gebaut werden.

Quelle: EZB

ABB. 5: ZINSEN FÜR HAUSHALTE BEI WOHNIMMOBILIEN
In % Gewichteter Durchschnitt über alle Laufzeiten

Spektrum Eurozone DE
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Zinsen – Unternehmen (Abb. 6): Die Zinsen für Unterneh-
men fallen ebenfalls langsam. In den letzten drei Monaten 
betrugen sie in der Eurozone 4,7 %, in DE 4,9 % und beweg-
ten sich in der Bandbreite von 4,1% (Finnland) 
und 6,2 % (Malta) mit einer Amplitude von 
2,3 %-Punkten.
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Kreditwachstum (Abb. 7): Das Kreditwachstum erholt sich 
langsam. Zuletzt belief sich das Wachstum der Menge an 
Unternehmenskrediten in der Eurozone auf 0,6 % und in 
Deutschland auf 5,3 %. Die Menge an Immobilienkrediten 
an Haushalte veränderte sich in der Eurozone um 0,3 % und 
in Deutschland um 3 % (jüngste Werte für die Eurozone aus 
November und für DE aus Juni 2023).

Finanzelle Lage der Eurostaaten: Die finanzielle Lage der 
MS verändert sich v. a. untereinander. Seit Ende Oktober 
notierten französische Staatsanleihen zeitweise höher als 
jene von Griechenland, gleiches gilt für den Risikoaufschlag 
auf französische Staatsanleihen. Einerseits pro-
fitiert Griechenland von den europäischen Lang-
frist-Finanzhilfen, andererseits leidet Frankreich 

Quelle: EZB, Bundesbank

ABB. 7: KREDITWACHSTUM
In % ggü. Vorjahr. Jüngste Daten zu DE z.T. noch nicht verfügbar
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ABB. 8: ZINSEN AUF 10-JÄHRIGE STAATSANLEIHEN – AUSGEWÄHLTE MS
Über die letzten 10 Jahre

1,5

2,0

2,5

3,0

3,5

4,0

09
.1

0.
24

23
.1

0.
24

06
.1

1.
24

20
.1

1.
24

04
.1

2.
24

18
.1

2.
24

01
.0

1.
25

-1

2

4

7

9

DE FR IT ES EL

O
kt

 1
4

O
kt

 1
5

O
kt

 1
6

O
kt

 1
7

O
kt

 1
8

O
kt

 1
9

O
kt

 2
0

O
kt

 2
1

O
kt

 2
2

O
kt

 2
3

O
kt

 2
4

Über die letzten 3 Monate

In Basispunkten ggü. gleichlaufenden Bundesanleihen pro Monat in %

Quelle: Eigene Berechnungen mit Daten von Macrobond; Stand 08.01.25

ABB. 9: SPREADS GGÜ. BUNDESANLEIHEN – AUSGEWÄHLTE MS
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(u. a.) an schwachem Wachstum, politischer Unsicherheit 
und Haushaltsproblemen – dennoch sind die Finanzie-
rungsbedingungen für Frankreich weiterhin besser als bei 
Italien.

Zinsen – Eurostaaten (Abb. 8): 10-jährige Staatsanleihen 
von Deutschland notierten in den letzten drei Monaten bei 
durchschnittlich 2,5 %, bei Frankreich bei 3,3 %, bei Italien 
bei 3,6 %, bei Spanien bei 3,2 % und bei Griechenland bei 
3,2 %.

Spreads – Eurostaaten (Abb. 9): Die Risikoaufschläge 
(Spreads) fallen entsprechend aus. Die Spreads ggü. Bundes-
anleihen belaufen sich in den letzten drei Monaten für 
Frankreich auf durchschnittlich 82 Basispunkte, bei Italien 
auf 114 Basispunkte, bei Spanien auf 67 Basispunkte und 
bei Griechenland auf 73 Basispunkte.

Wechselkurse (Abb. 10): Der Euro hat in den letzten 12 Mo-
naten gegenüber dem US-Dollar 6 % abgewertet und no-
tierte bei zuletzt 1,03 US-Dollar pro Euro. Auch gegenüber 
dem britischen Pfund hat der Euro mit 3 % etwas abgewer-
tet und notierte zuletzt bei 0,84 Pfund pro Euro. Gegenüber 

dem japanischen Yen hat der Euro allerdings im gleichen 
Zeitraum 3 % an Wert gewonnen und notierte zuletzt bei 
163 Yen pro Euro. Über die letzten drei Jahre hat der Euro 
gegenüber dem US-Dollar insgesamt 9 % verloren, gegen-
über dem Pfund 2 %, aber gegenüber dem Yen 27 % an Wert 
gewonnen.

Quelle: Macrobond

ABB. 10: WECHSELKURSE ÜBER DIE LETZTEN 
DREI JAHRE – 1 EURO ERGIBT…   
Index rebasiert auf Januar 2024 = 100
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Konjunkturtermine

JANUAR 2025

08.01.2025 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im November

09.01.2025 Produktion im Produzierenden Gewerbe im November

13.01.2025 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im Januar“

29.01.2025 Veröffentlichung der Jahresprojektion im Rahmen des Jahreswirtschaftsberichts

FEBRUAR 2025

06.02.2025 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im Dezember

07.02.2025 Produktion im Produzierenden Gewerbe im Dezember

13.02.2025 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im Februar“

MÄRZ 2025

07.03.2025 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im Januar 2025

10.03.2025 Produktion im Produzierenden Gewerbe im Januar 2025

17.03.2025 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im März 2025“


